
LeseangeboteMediadaten 2024

Preisliste Nr. 49, gültig ab 1. Januar 2024



Allgemeine Verlagsangaben

Ausschreibungen 
Telefon 0711 666 01-477 
E-Mail ausschreibungen@staatsanzeiger.de 
www.ausschreibungen.staatsanzeiger.de

Kundenbetreuung Vergabestellen 
Telefon 0711 666 01-471 
E-Mail vmsupport@staatsanzeiger.de

Kundenberatung eVergabe-Lösung 
Telefon 0711 666 01-492  
E-Mail vergabestellen@staatsanzeiger.de

Anzeigenabteilung 
Telefon 0711 666 01-222  
E-Mail anzeigen@staatsanzeiger.de 
www.staatsanzeiger.de

PR-Agentur für Kultur und Tourismus 
Telefon 0711 666 01-38 
E-Mail agentur@staatsanzeiger.de 
www.agentur.staatsanzeiger.de

Fortbildungsinstitut für die öffentliche Hand 
Telefon 0711 666 01-983 
E-Mail akademie@staatsanzeiger.de 
www.akademie.staatsanzeiger.de

Herausgeber | Verlag 
Staatsanzeiger für Baden-Württemberg GmbH & Co. KG 
Breitscheidstraße 69 
70176 Stuttgart

Telefon 0711 666 01-0  
E-Mail info@staatsanzeiger.de 
www.staatsanzeiger.de 

Bankverbindung 
Commerzbank Stuttgart 
BIC COBADEFFXXX 
IBAN DE 85 6004 0071 0552 5555 05

Zahlungsbedingung 
Zahlung innerhalb von acht Tagen 
rein netto ohne Abzug. 

Nachlässe (nicht für Fließtextanzeigen) 
Innerhalb eines Jahres nach Vertragsabschluss

2

Mengenstaffel

500 mm 5 %

1.000 mm 10 %

2.000 mm 15 %

5.000 mm 20 %

8.000 mm 25 %

Malstaffel

3 Schaltungen 5 %

6 Schaltungen 10 %

12 Schaltungen 15 %

24 Schaltungen 20 %

50 Schaltungen 25 %
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Gemacht von Profis für Profis: Das namengebende Leitmedium informiert 
umfassend über Politik und Verwaltung, Wirtschaft und Kultur.  
Der Stellenmarkt und die themenspezifischen Beilagen der Wochen-
zeitung sind Pflichtlektüre, nicht nur für Fach- und Führungskräfte im 
öffentlichen Bereich.

Publikationen, wie das Landesausschreibungsblatt, liefern relevante  
Bekanntmachungen. Und wer sich bei der Leserschaft prominent in 
Szene setzen will, ist beim Anzeigenservice bestens beraten.

Geschäftsfelder

Die Mission: komplexe Vergaben so einfach wie möglich machen. Dafür 
setzen unsere Profis auf umfassende Beratung und nutzerzentrierte 
Software. Vergabestellen in ganz Deutschland vertrauen auf die führende 
eVergabe-Lösung, die Schritt für Schritt und rechtskonform durch das 
Vergabeverfahren führt.

Wenn’s dagegen schnell gehen soll, ist unsere webbasierte Innovation 
EVO zur Stelle. Rundum-Service oder Wegbereiter in puncto eVergabe 
gesucht? Gefunden!

Konsequent praxisorientiert: Als Fortbildungsinstitut für die öffentliche 
Hand bietet unsere Akademie ein umfassendes Trainings-Ökosystem.

Für jedes Wissenslevel finden Mitarbeitende passende Angebote.  
Das fängt bei Webinaren zu Personalentwicklung oder Social Media an 
und hört bei speziellen Vergaberechts-Seminaren noch lange nicht auf. 
Besonders beliebt sind unsere individuellen Inhouse-Schulungen oder 
die Karrieremessen. Sie brauchen Eventmanagement-Unterstützung? 
Wir sind für Sie da!

Ob Texten oder Online-Redaktion, Content-Marketing oder Pressearbeit, 
Social Media für Behörden oder die Betreuung von (digitalen) Projekten: 
Unsere Agentur bewegt sich trittsicher auf dem Parkett der Außen- 
darstellung.

Spezialisiert auf nachhaltige und crossmediale Kommunikation in Kultur 
und Tourismus sind wir seit über 20 Jahren kompetenter Lautsprecher 
für Verwaltungen und Kultureinrichtungen. Übrigens nicht nur in  
Baden-Württemberg.
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Hintergrund

Günther Oettinger
im Interview
Günther Oettinger, von 2005 bis 2010
Ministerpräsident in Baden-Würt-
temberg, wird nächste Woche 70 Jah-
re alt. Im Interview spricht er über sei-
ne Erfahrungen und aktuelle politi-
sche Entwicklungen. Seite 3

Kreis & Kommune

Erste Stichwahl in
Großer Kreisstadt
In Rastatt kommt es zur ersten Stich-
wahl in einer Großen Kreisstadt nach
der neuen Regelung bei Bürgermeis-
terwahlen. Zur Wahl stehen die bei-
den Bestplatzierten aus dem ersten
Wahlgang. Seite 9

Wirtschaft

Flusswärmepumpe
liefert Fernwärme
In Mannheim ist seit Mittwoch im
Rhein eine Großwärmepumpe in Be-
trieb. Sie liefert so viel Energie, dass
rund3500Haushalte klimaneutral be-
heizt werden können. Seite 12

Vergabe

Entscheidungen oft
nicht umgesetzt
Wenn Vergabekammern Entschei-
dungen fällen, bleibt das in vielen Fäl-
len ohne Konsequenzen. Experten
fordern mehr Konsequenz bei der
Umsetzung. Seite 32

Grafik der Woche

Beruf & Karriere Seite 17
mit Stellenanzeigen

Zentralblatt Seite 29
Amtliche, öffentliche und gerichtliche
Bekanntmachungen

LESERSERVICE

Zentrale (0711) 666 01-0
Aboservice (0711) 666 01-44
Anzeigen (0711) 666 01-222

3,90 Euro

FOTO: DPA-INFOGRAFIK GMBH

Zitat der Woche

„Antisemitismus
hat keinen Platz

bei uns.“
Muhterem Aras (Grüne) ,
Landtagspräs ident in

FOTO: LENA LUX

„Alles andere als
ein Selbstläufer“
Beamtenbund rechnet mit hartem Tarifstreit

STUTTGART/BERLIN. 10,5 Prozent
mehr Geld, mindestens jedoch 500
Euro fordern Verdi und der Deut-
sche Beamtenbund von den Län-
dern. Kai Rosenberger, Chef des Be-
amtenbunds Baden-Württemberg,
trägt diese Forderung mit, hätte sich
auch eine höhere vorstellen können.
Dies sagte er dem Staatsanzeiger.

Es werde nun darauf ankommen,
Druck auf die öffentlichen Arbeitge-
ber aufzubauen, insbesondere vor der
dritten und letzten Verhandlungsrun-
de Anfang Dezember. „Das wird al-
les andere als ein Selbstläufer“, sagte
Rosenberger. Die Verhandlungen be-
ginnen am 26. Oktober in Potsdam.
Die zweite Verhandlungsrunde ist für
Anfang November terminiert.

Ein Tarifabschluss würde in Ba-
den-Württemberg 82 000 Tarifbe-

schäftigte betreffen und – da das Er-
gebnis in der Regel auf die Beamten-
schaft übertragen wird, wenn auch
nicht immer eins zu eins – 188 000
Beamte und 151 000 Pensionäre.

Die Forderung ist mit jener iden-
tisch, mit der die Gewerkschaften vor
einem Jahr in die Verhandlungen mit
Bund und Kommunen gingen. Da-
mals sprang ein hoher Tarifab-
schluss heraus: 3000 Euro steuerfrei
und eine prozentuale Steigerung von
12,5 bis 18 Prozent über zwei Jahre.

Finanzminister Danyal Bayaz
(Grüne) möchte die Forderung nicht
kommentieren und verweist im Üb-
rigendarauf, dass andereThemenwie
der Mindestabstand der Beamtenbe-
soldung zum Bürgergeld nach einem
Abschluss zu klären seien. (smic)

Essay auf Seite 2.

Wer hat die Lösung
für die Flüchtlingskrise?

Während der Ministerpräsi-
dent mit seinen Amtskollegen
über Auswege berät, ringt auch
der Landtag um den richtigen
Ausweg aus der Flüchtlingskri-
se. Für Wirbel sorgt ein inter-
nes Papier bei den Grünen.
Städte wie Ulm erklären die
Aufnahmekapazitäten für er-
schöpft. Was ist zu tun?

Von Rafael Binkowski und
Johanna Henkel-Waidhofer

STUTTGART. Schon in der Frage der
Überschrift über die Debatte ist man
sich uneins. Der FDP-Fraktionschef
Hans-Ulrich Rülke will die „Einwan-
derung in die Sozialsysteme bekämp-
fen“, die SPDhingegen „Migration ge-
meinsam gestalten“. Nur Semantik,
aber sie steht symbolisch für die Viel-
stimmigkeit in der Debatte.

Der Ministerpräsident Winfried
Kretschmann (Grüne) hat sich tags
zuvor für eine elektronische Karte
ausgesprochen, um für Flüchtlinge
kein Geld mehr auszuzahlen, seine
Partei widerspricht. Rülke fragt: „Was
gilt denn nun, Kretschmann oder Da-
niel Lede Abal?“ Er meint damit den
eher linken migrationspolitischen
Fraktionssprecher. Verschärft wird
die Lage durch Ankündigungen des
Ulmer Oberbürgermeisters Gunter
Czisch, keine Flüchtlinge mehr auf-
nehmen zu können. Auch der Land-
kreistagspräsident Joachim Walter
(beide CDU) mahnt die Politik.

Aufregung in der Grünen-Fraktion
um Formulierungsvorschläge

In der herrscht am Donnerstag Auf-
regung. ZumThemaMigrationhat die
Fraktionsspitze Formulierungsvor-
schläge unterbreitet. Unter der Über-
schrift „Wording Migration“ sind 50
Positionen zusammengefasst, die in
der Öffentlichkeit und in Interviews
vertreten werden sollen. „Fakt ist“,
heißt es unter anderem in dem
Papier, „uns gehen die Wohnungen

aus – die Unterbringungsmöglichkei-
ten platzen aus allen Nähten“.

Hintergrund ist ein Fernsehinter-
view vonKretschmann, in demer sag-
te: „Alle Maßnahmen, die dazu die-
nen, irreguläre Migration einzudäm-
men, die müs-
sen wir gehen.“
Zugleich steht
am Wochenen-
de eine Landes-
delegiertenkon-
ferenz der Grü-
nen in Weingar-
ten bevor. Im
Mittelpunkt ste-
hen Kommunalpolitik, Vorstands-
wahlen und gleich zu Beginn auch
eine Aussprache zur aktuellen politi-
schen Lage.

In der Fraktion rumort es, unter
anderem nachdem im Landtag zu-

sammen mit der CDU ein Entschlie-
ßungsantrag beschlossen wurde, in
dem sich auch die Formulierung fin-
det, dass „Lösungen zur besseren
Steuerung, Begrenzung und Organi-
sation der Migration“ gefunden wer-

den müssten. Damit seien endgültig
Sprache und Positionen der Union
übernommen worden, heißt es beim
linken Parteiflügel.

David Fischer, der Sprecher von
Fraktionschef Andreas Schwarz, kann

allerdings die Aufregung nicht verste-
hen. Es gehe überhaupt nicht um
einen Maulkorb, sondern um „Orien-
tierungshilfen“. Klar ist: Für die Grü-
nen ist die Flüchtlingsfrage eine Zer-
reißprobe. Der FDP-Vormann Rülke

warnt: „Ich fürchte,
dass das Land unre-
gierbar wird, wenn
wir das Problem
nicht in den Griff
bekommen.“

Grün-Schwarz
ringt mit sich. Der
CDU-Abgeordnete
Andreas Deuschle

wählt eine Formulierung, die beim
grünen Koalitionspartner für Augen-
rollen sorgt: „Menschen, die ein Le-
ben lang hart gearbeitet haben, ste-
hen plötzlich als Bittsteller da.“ Die
Unionsfraktion hat schon vor Wo-

chen in einem Zwölf-Punkte-Plan
einehärtereGangart beschlossen,will
mehr Abschiebungen.

Für die AfD kommt das Thema
wie gerufen. Fraktionsvize Ruben
Rupp ruft in Richtung CDU und FDP:
„Sie geben sich als Feuerwehr aus,
sind aber Teil der politischen Brand-
stifter.“ Rechts blinken, aber links ab-
biegen sei dasMotto. Es sei der „nack-
te Überlebenskampf“ der Liberalen
und die Fünf-Prozent-Hürde, der sie
jetzt zum Handeln bringe. Seine The-
se: „Wir könnten den Magnet der
Massenmigration sofort abstellen,
aber Sie wollen nicht.“

Wohltuend sachlich und ruhig
legt Staatssekretär Siegfried Lorek
(CDU) die Lage dar. Zur AfD sagt er
nur: „Ich war über 30 Jahre Feuer-
wehrmann, Sie haben keine Ahnung,
wovon Sie sprechen.“ Das Land habe
im vergangenen Jahr 176 000 Flücht-
linge aufgenommen, jetzt allein im
September 60 000. Man stimme sich
laufend in einem Krisenstab mit den
Kommunen ab. Seine Forderung:
schnelle Verfahren, die Deklaration
von sicheren Herkunftsstaaten.

Wichtige Erkenntnis: Einfache
Lösungen gibt es nicht

Lorek zitiert aus einem Brief eines
Flüchtlingshelfers, wonach ein afgha-
nischer Migrant, dem er geholfen ha-
be, immer mehr Geld in die Heimat
schicken musste und so unter Druck
gesetzt wurde, dass er am Ende Sui-
zid begangen habe. Die Geldleistun-
gen müssten „auf ein Mindestmaß“
reduziert werden. Und doch kommt
er zu dem Schluss: „Es gibt nicht die
eine Maßnahme, die alles löst.“

Es ist amEndeSPD-Generalsekre-
tär Sascha Binder, der zu weniger Ka-
kofonie und mehr Geschlossenheit
mahnt: „Die Bürger wollen, dass Lö-
sungen passieren, und nicht dass wir
uns jeden Tag überbieten mit noch
krasseren Forderungen, von denen
gar nicht klar ist, ob sie das Problem
lösen.“ Und so blicken dennoch alle
auf denGipfel in Berlin, denn dort fal-
len die wichtigen Entscheidungen.

„Nicht uns mit immer krasseren
Forderungen überbieten.“
Sascha Binder,
Parlamentarischer Geschäftsführer der SPD-Fraktion

DPA/BERND WEISSBROD

Migrationskrise

Der FDP-Fraktionschef Hans-Ulrich Rülke hat eine Debatte über die Flüchtlingspolitik angestoßen – und das Brennglas auf die wohl bri-
santeste Baustelle in der Landespolitik gerichtet. Mit überraschenden Ergebnissen. FOTO: DPA/MARIJAN MURAT

13. Oktober 2023 | 173. Jahrgang | Nr. 40 Debatten im Landtag : Seiten 4 und 5

Nah dran an den wichtigen Entwicklungen im Land. Das ist der Staatsanzeiger. Durch seine Nähe
zum Land, den Kommunen und den Entscheidungsträgern in der Wirtschaft informiert die Wochenzeitung
fundiert und facettenreich über Politik und Verwaltung, Kreis und Kommune, Wirtschaft und Bau, 
Bildung und Wissenschaft, Regionales und Kultur in Baden-Württemberg.

Sonderseiten vertiefen Wirtschaftsthemen. Fachberichte in den regelmäßig erscheinenden Sonderseiten 
nehmen wichtige Themen auf: Bauen im Land, Service für den Mittelstand, Ausschreibung & Vergabe sowie 
Messen & Kongresse liefern den Hintergrund für strategische Entscheidungen und die tägliche Arbeit.

Der Staatsanzeiger bietet hochwertigen unabhängigen Journalismus. Die Wochenzeitung bereitet 
unentbehrliche Fakten verständlich auf und informiert differenziert und tiefgreifend. Gründlich recherchierte 
Berichte und kritische Analysen lassen den Leser hinter die Dinge schauen. Ein Muss für alle, die sich 
mit den Themen Politik, Verwaltung und Wirtschaft in Baden-Württemberg auseinandersetzen.

Zur Print-Ausgabe erscheint der Staatsanzeiger auch als E-Paper. Die mobile Anwendung – optimiert
für Desktop, Tablet und Smartphone – steht bereits freitags ab 7 Uhr zur Verfügung und bietet
eine komfortable Artikelsuche und Vorlesefunktion.

Die Wochenzeitung für Wirtschaft, Politik, Verwaltung 
und öffentliche Ausschreibungen in Baden-Württemberg.
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Leserschaft und Verbreitung

Der Staatsanzeiger für Baden-Württemberg …
 � ist Pflichtlektüre in den Dienststellen von Bund,  
Land und Kommunen

 � wird zu 52 % von Wirtschaftsunternehmen aus 
dem Baubereich bzw. angrenzenden Handels- und  
Dienstleistungsunternehmen gelesen

 � hat einen überdurchschnittlich hohen Leserfaktor 

 � erreicht mehr als 54.000 Leser pro Ausgabe*

 � ist Entscheider-Medium: 84 % der Leser haben  
Entscheidungsbefugnis und 77 % Personalverantwortung*

 � erscheint wöchentlich freitags durch Postzustellung – 
50 Ausgaben im Jahr

Premium Zielgruppe
 � Entscheider der Bauwirtschaft in Baden-Württemberg

 � Entscheider der öffentlichen Hand in den rund  
1.100 Gemeinden in Baden-Württemberg

Auflage III/2023 
Druckauflage: 8.600 Exemplare 
Verbreitete Auflage: 8.450 Exemplare 
Aboauflage: 8.200 Exemplare

Abonnentenstruktur

 � Bauwirtschaft/Baunebengewerbe (52 %)

 � Sonstige Wirtschaftsbereiche (27 %)

 � Verwaltungen, Ämter & Behörden (21 %)
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*Ergebnis der Leserbefragung März 2013 durch mifm München – Institut für Marktforschung GmbH

52 %

21 %

27 %



Anzeigenpreise

Anzeigenschluss 
Mittwochs 15:00 Uhr  
(in Wochen mit Feiertagen 1 Tag früher)
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Grundpreise €/mm schwarzweiß 4-farbig

Anzeigenteil 3,95 € 4,95 €

Spalten 1 2 3 4 5 6

mm 50,75 105,40 160,05 214,70 269,35 324,00

Alle Preise zzgl. MwSt.

Anzeigenberatung 
Telefon 0711 666 01-222 
E-Mail anzeigen@staatsanzeiger.de 

1/1 Seite 4-farbig

Sonderpreis   6.900,- € netto* 
(statt 13.840 €)

1/2 Seite 4-farbig

Sonderpreis  4.500,- € netto* 
(statt 6.830 €)

1/4 Seite 4-farbig

Sonderpreis  2.500,- € netto* 
(statt 3.415 €)

324 x 466 mm

324 x 230 mm

160 x 230 mm

*Alle Preise zzgl. MwSt. | Großformate/Sonderpreise sind nicht weiter Rabatt- oder AE-fähig, 
zählen nicht in den Abschluss und gelten nicht für Stellenanzeigen

Großformate/FestformateGeschäftsanzeigen mm-Preise

mailto:anzeigen%40staatsanzeiger.de?subject=Anfrage


Sonderplatzierungen
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Städte aus Südwesten stark
im Vorderfeld vertreten

Der Digitalverband Bitkom hat
zum fünften Mal mit 37 Indika-
toren die Smartness aller deut-
schen Großstädte gemessen
und eine Rangliste erstellt. An
der Spitze liegt demnach Mün-
chen vor Hamburg und Köln.
Doch kein Bundesland ist öfter
unter den Top Ten und den ers-
ten Zwanzig vertreten als Ba-
den-Württemberg.

Von Christoph Müller

STUTTGART.Millionenstädte sind
oft unter sich, wenn es um die Ver-
gabe von Spitzenplätzen in Rankings
geht. So auch beim Smart-City-In-
dex, einem Indikator für den Digita-
lisierungsgrad, den der Branchenver-
band Bitkom zum fünften Mal ermit-
telt hat. München löst dabei mit 84,5
von 100 möglichen Punkten den bis-
herigen Spitzenreiter Hamburg ab,
der 83,9 Punkte erreicht, Köln folgt
auf Platz drei.

Für einen absoluten Spitzenplatz
reicht es für keine Stadt aus dem Süd-
westen, doch für beeindrucken-
de Breite im Vorderfeld: Die Landes-
hauptstadt Stuttgart führt den Reigen
der neun baden-württembergischen
Großstädte mit mehr als 100 000 Ein-
wohnern an – mit 77,2 Punkten auf
Platz acht. Es folgen direkt dahinter
Ulm und Karlsruhe. Ulm ist damit
erstmals unter den ersten Zehn plat-
ziert, Karlsruhe nach einem Jahr Pau-
se wieder dort vertreten. Heidelberg
belegt Platz 12, Freiburg 14 und
Mannheim 15. Damit finden sich
gleich sechs der neun größten Städte
des Landes unter den Top 15.

Ergebnis der fünf Themenbereiche
fließt in den Index ein

Die übrigen drei schnitten folgender-
maßen ab: Heilbronn landet auf Platz
37, Pforzheim auf 63 und Reutlingen
abgeschlagen auf Platz 78 der insge-
samt 81 im Smart-City-Index erfass-
ten deutschen Städte.

Für diesen wurden fünf Themen-
bereiche untersucht: Verwaltung, IT
und Kommunikation, Energie und
Umwelt, Mobilität sowie Gesellschaft
und Bildung. Die insgesamt gemes-
senen 37 Indikatoren bestehen aus
157 Parametern; sie reichen von On-
lineterminvergabesystemen und La-

deinfrastrukturen bis zur Breitband-
verfügbarkeit und der Digitalisierung
an Schulen. Dafür werden insgesamt
rund 130 000 Datenpunkte „erfasst,
überprüft und qualifiziert“, wie es in
der Bitkom-Mit-
teilung heißt. Ba-
sis der Erhebung
sind quellenba-
sierte Selbstaus-
künfte der Städte
– 94 Prozent aller
Kommunen nutz-
ten diese Mög-
lichkeit – sowie
eine Validierung und Indexberech-
nung durch die Bitkom-Experten.

Bildung ist dabei erstmals als The-
menfeld berücksichtigt worden. Für
den großen Sprung Heidelbergs – von
Platz 28 im Vorjahr auf zehn – ist das
sicherlich, neben der deutlich verbes-
serten Breitbandversorgung der Pri-

vathaushalte, ein Hauptgrund: Steht
Heidelberg doch in der Ressort-Rang-
liste sogar auf Rang neun – ihr bester
Einzelwert in einem Themenfeld; da-
zu tragen beispielsweise auch Me-

dienentwicklungskonzepte an allen
Schulen und Programme zur digita-
len Qualifizierung der Verwaltungs-
mitarbeiter bei. Überhaupt schnei-
den Unistädte im Durchschnitt bes-
ser ab als andere Kommunen ihrer
Größe. „In Städten mit Hochschulen
fällt der Austausch zwischen Wissen-

schaft und Praxis deutlich leichter“,
erläutert Bitkom-Präsident Ralf Win-
tergerst. „Städte profitieren auch von
Tech-Start-ups mit ihrem innovati-
ven Technologie-Einsatz und fri-

schem Blick auf
Herausforderun-
gen.“

Für Freiburg,
Mannheim und
Karlsruhe gilt das
auch; mehr noch
bilden aber vorde-
re Plätze bei Ver-
waltung sowie IT

und Kommunikation die Grundlage
für ihr Gesamtranking. Ulm glänzt
durch Platz 6 bei Energie und Um-
welt und punktet auch in der Katego-
rie Gesellschaft und Bildung: etwa
durch „ein Weiterbildungskonzept
zur Förderung digitaler Kompeten-
zen für Verwaltungsangestellte, gut

vernetzte Digital-Szene, Bibliothek
der Dinge, Digitales Familienregister
und Digitale Urkundenbestände“,
heißt es in der Studie weiter.

„Das Digitalniveau wurde ange-
hoben, Städte machen Tempo“, bi-
lanziert Wintergerst den diesjährigen
Index. 2019wäre eine Stadtmit knapp
80 Punkten Spitzenreiter gewesen,
jetzt reicht das noch für Platz
fünf. Doch wie aussagekräftig ist die
Rangliste überhaupt? München ist
Spitzenreiter, und verdankt den
Sprung auf Platz eins laut Bitkomdem
Umstand, „stark in der Verwaltung
und bei digitaler Infrastruktur“ zu
sein. Viele Anliegen könnten digital
bearbeitet werden, „auch intern wird
überwiegend digital gearbeitet“, heißt
es weiter. Zudem zähle die bayeri-
sche Landeshauptstadt „zu den füh-
renden Städten bei der OZG-Umset-
zung“. Außerdem würden über ein
Open-Data- und ein Geoportal viele
Daten bereitgestellt.

E-Government-Experte kritisiert
Digitalisierungsgrad Münchens

Skeptisch sieht aber gerade diese bei-
den Bereiche ein E-Government-Ex-
perte, der selbst in München wohnt.
Robert Müller-Török ist Professor an
der Hochschule für öffentliche Ver-
waltung und Finanzen Ludwigsburg.
In einem Beitrag für die Zeitschrift
„Verwaltung der Zukunft“ konstatier-
te er im August München eine „völli-
ge Selbstüberschätzung“. So seien
dort „viele für denBürger imAlltag re-
levante Funktionen auf dem Digitali-
sierungsniveau der frühen 1990er-
Jahre“. Beispiele dafür seien „die Rea-
lität des Führerscheinumtauschs“
unddie Beschaffung eines neuenPas-
ses. Diese könnten sogar nach Anga-
ben der Stadt selbst nach frühestens
vier bis fünf Wochen persönlich ab-
geholt werden – eine postalische Zu-
stellung ist nicht zulässig. In Wien er-
hält man laut Müller-Török einen
Pass binnen fünf Tagen per Post.

Seine Erfahrungen mit verschie-
denenweiteren BürgerdienstenMün-
chens fasst er so zusammen: „Passiv
konsumierbare Information, PDF-
Formulare zum Download, Ausfüllen
und Ausdrucken, Kontakt per E-Mail
möglich, Terminvereinbarung und
vor allem keine belastbare elektroni-
sche Identifikation und nicht annä-
hernd eine Ende-zu-Ende-Digitalisie-
rung von Verwaltungsprozessen.“

Die Landeshauptstadt Stuttgart ist im neuen Smart-City-Ranking des Digitalverbands Bitkom bestplatzierte Stadt aus Baden-Württem-
berg. Bundesweit an der Spitze liegt im Ranking deutscher Großstädte eine andere Landeshauptstadt: München. FOTO: DPA/WESTEND 61/A. TAMBOLY

„Das Digitalniveau wurde
angehoben,
Städte machen Tempo“

Rolf Wintergerst,
Präs ident des D ig i ta lverbands B i tkom

Smart-City-Index Stuttgart hat
Dashboard für die
Smart City
STUTTGART.Die Landeshauptstadt
Stuttgart hat nun ein Portal, in dem
(Echtzeit-)Daten verschiedener The-
menfelder gebündelt werden und öf-
fentlich zugänglich sind. Beides ist
eine Grundlage für eine smarte Stadt.
Das Smart City Dashboard LIVE|STR
bietet zum Beispiel Kennzahlen zu
Ladesäulen für E‐Fahrzeuge, den
Standorten von Altglascontainern,
dem Radverkehr in der Stadt, aber
auch zum Ausbau vom Online‐Ser-
vices und der Digitalisierung der
Schulen, Sozialem, Gesundheit und
Bildung, Verwaltung, Infrastruktur
und Stadtplanung sowie zu Umwelt,
Mobilität und Wirtschaft.

Inhalte bezieht das Dashboard
aus selbst erhobenen Daten der städ-
tischen Ämter, zudem aus Informa-
tionen von Sensoren, Umfragen und
Berichten.Woes technischund recht-
lich möglich ist, werden die Daten in
Echtzeit eingelesen und automatisch
dargestellt. Ansonsten sollen regel-
mäßige Aktualisierungen dazu beitra-
gen, dass stets die zuletzt verfügba-
ren Zahlen enthalten sind. (sta)

E-Gov-Campus
modularisiert seine
Angebote
MANNHEIM.Der E-Gov-Campus soll
auf Hochschulniveau Bildungsange-
bote zu E-Government und Verwal-
tungsinformatik machen. Ziel ist laut
Mitteilung der vom IT-Planungsrat
begründeten Einrichtung der „Kom-
petenzaufbau für die digitale Verwal-
tung von morgen“. Dies sei ein „zen-
traler Erfolgsfaktor für die erfolgrei-
cheGestaltungder digitalenTransfor-
mation in der öffentlichen Verwal-
tung“. Mit der Modularisierung des
Kursangebots erfolgt nun der nächs-
te Schritt zu einem praxisnahen und
berufsbegleitenden Angebot für Mit-
arbeiter des öffentlichen Diensts.

Bei der Evaluation der bisherigen
Kurse habe sich ergeben, dass der
Umfang der Kurse – meist 150 Stun-
den – für viele Interessierte eine Bar-
riere, ja ein Ausschlussgrund für die
Teilnahme sind. Daher haben im
Rahmen des MILE-Projekts Mitarbei-
ter der Uni Mannheimmit denen der
Universitäten Potsdam und Münster
sowie dem Stein-Hardenberg Institut
ein einheitliches Raster zur Modula-
risierung der Kurse erarbeitet. Es soll
die Standardisierung des zukünfti-
gen Angebots ermöglichen. (sta)

Registermodernisierung voranbringen
Konferenz der kommunalen IT-Dienstleister fordert gleichberechtigte Zusammenarbeit aller Ebenen

STUTTGART/HANNOVER. Die Re-
gister von Ämtern und Behörden
müssen modernisiert werden, damit
die Verwaltung auch im übertrage-
nen Sinn alle Register ziehen und
durchgängig digitalisiert werden
kann. Denn um effizient digital zu
arbeiten, müssen Verwaltungen
Daten online austauschen können.
Doch dies gelingt nur, wenn die Re-
gister, in denen diese Daten gespei-
chert sind, in der Lage sind, mitein-
ander zu kommunizieren; das nennt
man Interoperabilität.

Einsparung von 60 Millionen
Arbeitsstunden jährlich ist möglich

Dass moderne interoperable Register
die Basis für die Verwaltungsdigitali-
sierung sind, darüber herrscht mitt-
lerweile weitgehend Einigkeit. Schon
2017 bezifferte der Nationale Nor-
menkontrollrat die mögliche Entlas-
tung der Verwaltungsmitarbeiter da-
durch auf mehr als 60 Millionen
Arbeitsstunden pro Jahr. Dieses Jahr
hat der Bund ein Registermodernisie-
rungsgesetz beschlossen.

Auf der Fachkonferenz der Bun-
des-Arbeitsgemeinschaft der Kom-

munalen IT-Dienstleister (Vitako)
diskutierten ExpertenAnfang desMo-
nats in Hannover darüber unter dem
Motto „Packen wir es an – Wie kann
digitale Verwaltung auf Basis moder-
ner Register funktionieren?“

Aus Sicht des Deutschen Städte-
und Gemeindebunds ist demnach
laut einem Vitako-Bericht über das
Treffen insbesondere zu klären, wie

es dabei um Kosten, Aufwand und Fi-
nanzierung des Vorhabens steht.
„Moderne, interoperable Register
sind die Basis für eine effektive digi-
tale Verwaltung“, betonte Vitako-Ge-
schäftsstellenleiterin Katrin Giebel.

„Was die Ausgangslage der kom-
munalen Register zu Digitalisierungs-
grad, Datenqualität und Anschlussfä-
higkeit angeht, ist die gegenwärtige

Situation sehr heterogen“, erklärte
sie. „Je nachdem, aus welcher föde-
ralen Perspektive die Registermoder-
nisierung betrachtet wird, variieren
Anforderungen und Bedarfe bei den
Beteiligten. Erfolgreich können wir
nur gemeinsam sein.“

Enge Zusammenarbeit aller
föderalen Ebenen ist erforderlich

Die Teilnehmerwaren sich einig, dass
digitale Verwaltung und Registermo-
dernisierung nur in Zusammenarbeit
aller Föderalebenen zu leisten seien.
„Nur wenn alle beteiligten Akteure
ebenbürtig und konstruktiv zusam-
menarbeiten, kann die Digitalisie-
rung der öffentlichen Verwaltung er-
folgreich gestaltet werden“, heißt es
in dem Bericht.

Und in einem Thesenpapier der
Vitako steht zum Thema „von der An-
trags- zur Angebotsverwaltung“dazu
auch: „Moderne Register und Daten-
management ermöglichen datenba-
sierte Verwaltungsarbeit, indem alle
relevanten Informationen in vernetz-
ten Registern und Fachverfahren
rechtskonform und sicher verarbeitet
werden“. (sta/crim)

Die Modernisierung der Register ist eine Voraussetzung dafür, dass digitale Verwaltungs-
leistungen durchgängig medienbruchfrei angeboten werden können. FOTO: STAPELFELDT

Online-Plattform
für Fundsachen
Sachsen stellt Leistung für alle Länder bereit

STUTTGART/LEIPZIG. Haben Sie
eine Geldbörse gefunden und wollen
sie dem rechtmäßigen Besitzer zu-
rückgeben? Um Online-Angebote
schneller bereitstellen zu können,
sind zum Umsetzen des Onlinezu-
gangsgesetzes einzelne Bundeslän-
der federführend damit betraut wor-
den, sich um entsprechende Lösun-
gen zu kümmern –unddanndeutsch-
landweit zur Nachnutzung bereitzu-
stellen. Für den Onlinedienst „Fund-
sachen“ ist das Sachsen.Nun stellt der
Freistaat diesen gemäß dem „Einer
für Alle“-(EfA)-Prinzip zur deutsch-
landweiten Nachnutzung bereit.

Den Zuschlag zum Bereitstellen
der Fundsachen-Plattform hat Sach-
sen demUnternehmenRUBICONmit
seiner Lösung „Nova Find“ erteilt. Die
Plattform „Nova Find“ wird als Soft-
ware-as-a-Service (SaaS) bereitge-
stellt und bietet sowohl eine Online-
Oberfläche (sogenanntes Front-End)
zur Anzeige und Recherche von
Fund- und Verlustsachen für die Bür-
ger als auch ein „Back-End“ für die
Verwaltung. Dort können Mitarbeiter

von Fundbüros die Fund- und Ver-
lustsachen bearbeiten. Damit deckt
die Lösung den Vorgang zur Verwal-
tung von Fundsachen komplett
ab. Mehr als 800 Städte und Gemein-
den und Organisationen nutzen
deutschlandweit diese Online-Lö-
sung zur Registrierung von Fundsa-
chen; in Baden-Württemberg zählen
beispielsweise Heidelberg, Ulm und
die Stuttgarter Straßenbahnen dazu.

Über die Online-Auftritte von
Städten kann das Angebot aufgeru-
fen werden. Mittlerweile ist die Nach-
nutzung der Fundsachen-Plattform
„Nova Find“ interessierten Kommu-
nen über einen Einzelabruf aus dem
Rahmenvertrag des Freistaats Sach-
sen möglich.

Die Anbindung an die Plattform
kann bis Ende des Jahres zudem
durch Bundesmittel finanziert wer-
den. Für weitere Informationen, et-
wa zur technischen, organisatori-
schen und rechtlichen Ausgestaltung
sowie den Kosten, können diese sich
via ozg@sk.sachsen.de an die Staats-
kanzlei Sachsen wenden. (sta)
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KOMMUNALE AUFGABEN

So kann es nicht weitergehenEIN KOMMENTAR VON ANDRÉ PAULEs kommt immer mehr dazu: Die nächste Aufgabe, die
der Bund den Kommunen zu übertragen gedenkt, ist
das Aufspüren von mutmaßlichen Antisemit*innen
unter Menschen, die eingebürgert werden wollen.
Kurz zuvor war den Kreisen, Städten und Gemeinden
aufgegeben worden, mögliche Leute aus der Reichs-
bürgerszene im Auge zu behalten und zu schauen,
dass ihnen notfalls die Waffenbesitzkarte abgenom-
men wird. Parallel gilt es, den Rechtsanspruch auf
Ganztagsbetreuung umzusetzen. Und natürlich die
weiter zahlreichen Flüchtlinge unterzubringen und mit
Kitaplätzen, Sprachkursen und anderem zu versorgen:
alles Dinge, die höheren Ortes entschieden wurden. In
naher Zukunft kommt dann noch die Überwachung
des Heizungstauschgesetzes hinzu.Unablässig wächst seit Jahren die Zahl der Aufgaben,
die Bund und Länder den Kommunen übertragen –
ohne dass ihnen dafür zusätzliches Geld und Personal
bewilligt wurde. Vielerorts steht das Konnexitätsprin-
zip nur noch auf dem Papier. Also das Prinzip, dass die
Ebene, die etwas anordnet oder entscheidet, auch für
die Finanzierung zuständig ist. Und nicht Aufgaben an
andere gibt, die schauen müssen, woher sie dann die
nötigen Mittel nehmen.
So wie derzeit kann es jedenfalls nicht weitergehen.
Bereits jetzt sind die kommunalen Verwaltungen viel-
fach unterbesetzt und nicht ausreichend finanziert.
Obendrein gehen auch dort in den nächsten Jahren
die geburtenstarken Jahrgänge scharenweise in Rente.
Der Nachwuchs wiederum findet – zumindest im Ver-
gleich zu den Besoldungsgruppen im einfachen und im
mittleren öffentlichen Dienst – in der freien Wirtschaft
ein besser dotiertes Auskommen. Und so unsicher wie
früher sind die Jobs dort aufgrund des Fachkräfteman-
gels auch nicht mehr.
Es bleibt also nur, dass sich die Kommunalverwaltun-
gen wieder auf ihre Kernaufgabe konzentrieren: die
Bereitstellung der öffentlichen Daseinsvorsorge vor
Ort: Müllabfuhr, Trinkwasserversorgung, solche Din-
ge. Aber Rumspionieren, dass nur ja niemand heimlich
eine verbotene neue Ölheizung einbaut – das soll das
vom Grünen Robert Habeck geleitete Bundeswirt-
schaftsministerium bitte schön selbst erledigen.

Freitag, 27. Oktober 2023 I Nr. 43

www.bayerische-staatszeitung.de

Einzelpreis: e 2,50

LEBEN IN BAYERN
Brutale Volksfeste ....................... Seite 3Diebesbanden konnten vielfach gefasst wer-den. Doch die hohe Zahl an Gewalt- und Se-xualdelikten bleibt ein Problem.POLITIK

Österreich zahlt ............................ Seite 4Im kommenden Jahr wird der CO2-Preis stei-gen – wo bleibt das versprochene Klimageld?

LANDTAG
Hinter den Kulissen .................... Seite 5Offiziant, Pförtner, Stenograf: Wir stellen dieZuarbeiter*innen im Parlament vor.

WIRTSCHAFT
Immer mehr Bahnstrecken reaktiviert ............. Seite 15
Wann und wie rechnet sich das?
STELLENMARKT ........................................... Seiten 7 bis 9

AUS DEM INHALT

Seit Montag herrscht Klarheit: Sah-ra Wagenknecht hat ihr neues politi-sches Projekt vorgestellt. Das „Bünd-nis Sahra Wagenknecht“ (BSW) sollschon bald eine neue Partei gründen.Die 54-Jährige trat deshalb mit neunweiteren Bundestagsabgeordnetenaus der Linkspartei aus.Einer ihrer Mitstreiter ist derSchweinfurter Bundestagsabgeord-nete Klaus Ernst: „Unsere Partei wirdeine sein, die nicht über die Köpfeder Leute entscheiden wird“, sagt erder Staatszeitung. Der frühere Lin-ken-Bundesvorsitzende will auch ei-nen bayerischen Landesverband derWagenknecht-Partei gründen. Er ste-he bereits in Gesprächen mit bisheri-gen Mitgliedern der Linken. Darun-ter seien auch Mandatsträger aufkommunaler Ebene. „Namen will ichaber keine nennen“, sagt Ernst. Erverweist darauf, dass der formell be-reits vor mehreren Wochen gegrün-

omnipräsenten Politikerin spätes-tens bis zur Europawahl 2024 die nö-tigen Strukturen geschaffen haben.Vorsitzende des BSW ist die bishe-rige Fraktionsvorsitzende der Lin-ken, Amira Mohamed Ali. Die künf-tige Wagenknecht-Partei will unteranderem die Waffenlieferungen andie Ukraine einstellen. Auch lehntsie die Russland-Sanktionen ab.Klaus Ernst fordert, auch bei der Kli-mawende, „die Menschen mitzuneh-men“. Ein Kernpunkt der Partei wer-de auch die soziale Frage sein. „Wa-rum sind in Österreich die Durch-schnittsrenten um 800 Euro höherals hier?“, fragt Ernst. Zudem willsich Wagenknecht für eine Stärkungder Meinungsfreiheit einsetzen, diesie seit der Corona-Krise beeinträch-tigt sieht. Will Ernst bayerischer Vor-sitzender der neuen Partei werden?Diese Frage lässt er offen.> TOBIAS LILL

staat. Klar ist, dass wohl auch weiteTeile von Ernsts Schweinfurter Lin-ken-Kreisverband wechseln würden.Zudem hat Wagenknecht in Nürnbergund anderen eher gewerkschaftsna-hen Linken-Verbänden diverse Fans.Nicht wenige Linken-Mitgliederhalten die Forderung der Linksparteinach offenen Grenzen und einer un-eingeschränkten Aufnahme vonFlüchtlingen für weltfremd. Siefürchten angesichts explodierenderKosten um den Erhalt des Sozial-staats und den gesellschaftlichen Zu-sammenhalt. Sie begrüßen, dass Wa-genknecht klar eine Begrenzung derZahl von Geflüchteten fordert.Bei Bayerns Linken ist die Angstvor einem enormen Aderlass an Mit-gliedern groß. Umfragen zufolgekann sich ein Viertel der Deutschenvorstellen, eine Wagenknecht-Parteizu wählen. In Bayern wollen die Ge-treuen der in den Talkshows lange

dete Verein „Bündnis Sahra Wagen-knecht – Für Vernunft und Gerech-tigkeit“ erst einmal die Parteigrün-dung vorbereiten und Spenden ein-sammeln soll. Bisher ist ein Beitrittnoch nicht möglich. „Natürlich war-ten die interessierten Linken-Mit-glieder mit dem Austritt, bis sie tat-sächlich einer neuen Partei beitretenkönnen“, berichtet Ernst. Er geht da-von aus, dass mehrere Dutzend Lin-ken-Mitglieder übertreten würden.Zudem würden sich viele parteiloseMenschen anschließen.Tatsächlich gibt es nach Informatio-nen der BSZ mehrere Kreis- undStadträte, die mit einem Übertritt lieb-äugeln. Manfred Seel, Spitzenkandi-dat der Linken für Schwaben, bekun-dete kürzlich, er sei „offen für einePartei von Sahra“. Der Unternehmerund Linken-Kreisrat ist Vorsitzenderdes Kreisverbands Donau-Ries, ei-nem der mitgliedsstärksten im Frei-

Zwischen den Stühlen

Die Wagenknecht-Partei will auch einen bayerischen Landesverband gründen

sches Gehörlosengeld und die „Ver-fassungsviertelstunde“, die einmalwöchentlich an Bayerns Schulen ab-gehalten werden soll. Debatten überPolitik sollten nicht nur den „Tiktok-Algorithmen“ überlassen bleiben,nennt Söder als Motivation. An denSchulen soll „über die Werte unsererVerfassung geredet werden“ und wasdiese praktisch bedeuteten. Was esnicht geben wird: einen dritten Na-tionalpark und die dritte Startbahnam Münchner Flughafen. Für diewird das Moratorium um weiterefünf Jahre verlängert.Vorangestellt ist dem Vertrag einePräambel, die das Wertefundamentdes Bündnisses festschreibt. Sie seider „Violinschlüssel zu dieser Koali-tion“, formuliert Söder. „Es ist unserAuftrag, unsere freiheitliche demo-kratische Grundordnung zu schüt-zen – vor Feinden von außen undvon innen“, lautet der Kernsatz derPräambel. Man trete „jeglicher Formvon Antisemitismus, Intoleranz,Fremdenfeindlichkeit und Rassismusentschlossen entgegen“.Eine mehrstündige Debatte entzün-dete sich am Schluss um die Ressort-verteilung. Demnach bleibt es bei fünfKabinettsposten für die Freien Wäh-ler, sie erhalten von der CSU aber das

bis 2028, die Ausarbeitung eines„Queer-Aktionsplans“, das Bekennt-nis zu den beschlossenen Klimazie-len oder die grundsätzliche Umstel-lung von Geld- auf Sachleistungenfür Asylbewerber*innen.Konkret und weitergehend als bis-her sind zum Beispiel die Pläne zumBürokratieabbau. „Der Geist des Ko-alitionsvertrages ist ermöglichenstatt verhindern“, formuliert es Ai-wanger. CSU-Fraktionschef KlausHoletschek sagt, man wolle das Le-ben der Menschen „wieder unkom-plizierter machen“.

Verfassungsviertelstunde anden Schulen als Antwort aufTiktok-Algorithmen

Deshalb: „keine roten Ampeln,sondern mehr Leitplanken, mehrÖffnungsklauseln“. Es solle Mut undVerantwortung in den Mittelpunktgestellt werden. Laut Söder werdeman bei Gesetzen den „Rückwärts-gang einlegen“ und die bestehendeParagrafenbremse verdoppeln.Gänzlich neu im Vertrag sind unteranderem der Einstieg in ein bayeri-

Da liegt er also zur Unterschriftvor den Partei- und Fraktions-chefs von CSU und Freien Wählernim Akademiesaal des Landtags: derneue Koalitionsvertrag. 85 Seiten,ausgehandelt in der „rekordverdäch-tigen Zeit“ von nicht einmal 14 Ta-gen, wie beide Seiten nicht ohneStolz betonen. Es seien „rundherumalle Themen in großer Einmütigkeitabgearbeitet worden“, sagt Freie-Wähler-Chef Hubert Aiwanger. Manhabe „in kürzester Zeit einen Koaliti-onsvertrag zusammengezimmert“,der eine stabile Grundlage für dasBündnis und die Weiterentwicklungdes Freistaats sein werde, ergänztsein CSU-Pendant Markus Söder.Neben der Fortsetzung bewährterProgramme zur Familienförderungoder der Hightech-Agenda findensich in dem Werk nach Söders Zäh-lung 70 neue Projekte. Man mussaber genau lesen, um diese auch zufinden in den vielen Sätzen, die mit„Wir wollen“, „Wir streben an“ oder„Wir werden prüfen“ beginnen. Vieleder Neuerungen fußen auf bekann-ten Ankündigungen aus dem Wahl-kampf oder bereits getroffenenGrundsatzbeschlüssen des Minister-rats. Da ist die Schaffung von180 000 Kinderbetreuungsplätzen

Digitalministerium dazu. Geführtwerden soll es von Fabian Mehring.Neue Kultusministerin wird die bis-herige Staatssekretärin Anna Stolz.Thorsten Glauber bleibt Umwelt-, Ai-wanger Wirtschaftsminister und Vize-ministerpräsident. Neuer Staatsse-kretär bei Aiwanger wird der Ober-pfälzer Tobias Gotthardt. Söder willdie CSU-Kabinettsliste erst am 8. No-vember vorlegen. Die Ressortzu-schnitte bleiben weitgehend unverän-dert. Allerdings wandert die Zustän-digkeit für das Unternehmen Staats-forsten und das Jagdrecht vom Agrar-ins Wirtschaftsministerium, Touris-mus und Gastronomie gehen als Aus-gleich den umgekehrten Weg.Atmosphärisch scheint nach einerkernigen Aussprache zu den Schar-mützeln im Wahlkampf gleich amBeginn der Verhandlungen wiederalles im Lot. Es sei ein „neues Kapiteldes Vertrauens“ geschaffen worden,attestiert Söder. Aiwanger sekun-diert: „Der Zoff ist beigelegt.“ Dannbesiegeln beide das neue Bündnis,das laut Söder trotz allem weder„Liebesheirat“ noch „Kuschelkoaliti-on“ ist, per Handschlag. Oder wie esim Vertrag heißt: „Wir sind zwei Par-teien, aber eine Staatsregierung.“> JÜRGEN UMLAUFT

Sie haben sich wieder zusammengerauft: Hubert Aiwanger und Markus Söder nach der Unterzeichnung des Koalitionsvertrags.
FOTO: DPA/PETER KNEFFEL
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Günther Oettinger
im Interview
Günther Oettinger, von 2005 bis 2010
Ministerpräsident in Baden-Würt-
temberg, wird nächste Woche 70 Jah-
re alt. Im Interview spricht er über sei-
ne Erfahrungen und aktuelle politi-
sche Entwicklungen. Seite 3
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Erste Stichwahl in
Großer Kreisstadt
In Rastatt kommt es zur ersten Stich-
wahl in einer Großen Kreisstadt nach
der neuen Regelung bei Bürgermeis-
terwahlen. Zur Wahl stehen die bei-
den Bestplatzierten aus dem ersten
Wahlgang. Seite 9
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Rhein eine Großwärmepumpe in Be-
trieb. Sie liefert so viel Energie, dass
rund3500Haushalte klimaneutral be-
heizt werden können. Seite 12
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Zitat der Woche

„Antisemitismus
hat keinen Platz

bei uns.“
Muhterem Aras (Grüne) ,
Landtagspräs ident in
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„Alles andere als
ein Selbstläufer“
Beamtenbund rechnet mit hartem Tarifstreit

STUTTGART/BERLIN. 10,5 Prozent
mehr Geld, mindestens jedoch 500
Euro fordern Verdi und der Deut-
sche Beamtenbund von den Län-
dern. Kai Rosenberger, Chef des Be-
amtenbunds Baden-Württemberg,
trägt diese Forderung mit, hätte sich
auch eine höhere vorstellen können.
Dies sagte er dem Staatsanzeiger.

Es werde nun darauf ankommen,
Druck auf die öffentlichen Arbeitge-
ber aufzubauen, insbesondere vor der
dritten und letzten Verhandlungsrun-
de Anfang Dezember. „Das wird al-
les andere als ein Selbstläufer“, sagte
Rosenberger. Die Verhandlungen be-
ginnen am 26. Oktober in Potsdam.
Die zweite Verhandlungsrunde ist für
Anfang November terminiert.

Ein Tarifabschluss würde in Ba-
den-Württemberg 82 000 Tarifbe-

schäftigte betreffen und – da das Er-
gebnis in der Regel auf die Beamten-
schaft übertragen wird, wenn auch
nicht immer eins zu eins – 188 000
Beamte und 151 000 Pensionäre.

Die Forderung ist mit jener iden-
tisch, mit der die Gewerkschaften vor
einem Jahr in die Verhandlungen mit
Bund und Kommunen gingen. Da-
mals sprang ein hoher Tarifab-
schluss heraus: 3000 Euro steuerfrei
und eine prozentuale Steigerung von
12,5 bis 18 Prozent über zwei Jahre.

Finanzminister Danyal Bayaz
(Grüne) möchte die Forderung nicht
kommentieren und verweist im Üb-
rigendarauf, dass andereThemenwie
der Mindestabstand der Beamtenbe-
soldung zum Bürgergeld nach einem
Abschluss zu klären seien. (smic)

Essay auf Seite 2.

Wer hat die Lösung
für die Flüchtlingskrise?

Während der Ministerpräsi-
dent mit seinen Amtskollegen
über Auswege berät, ringt auch
der Landtag um den richtigen
Ausweg aus der Flüchtlingskri-
se. Für Wirbel sorgt ein inter-
nes Papier bei den Grünen.
Städte wie Ulm erklären die
Aufnahmekapazitäten für er-
schöpft. Was ist zu tun?

Von Rafael Binkowski und
Johanna Henkel-Waidhofer

STUTTGART. Schon in der Frage der
Überschrift über die Debatte ist man
sich uneins. Der FDP-Fraktionschef
Hans-Ulrich Rülke will die „Einwan-
derung in die Sozialsysteme bekämp-
fen“, die SPDhingegen „Migration ge-
meinsam gestalten“. Nur Semantik,
aber sie steht symbolisch für die Viel-
stimmigkeit in der Debatte.

Der Ministerpräsident Winfried
Kretschmann (Grüne) hat sich tags
zuvor für eine elektronische Karte
ausgesprochen, um für Flüchtlinge
kein Geld mehr auszuzahlen, seine
Partei widerspricht. Rülke fragt: „Was
gilt denn nun, Kretschmann oder Da-
niel Lede Abal?“ Er meint damit den
eher linken migrationspolitischen
Fraktionssprecher. Verschärft wird
die Lage durch Ankündigungen des
Ulmer Oberbürgermeisters Gunter
Czisch, keine Flüchtlinge mehr auf-
nehmen zu können. Auch der Land-
kreistagspräsident Joachim Walter
(beide CDU) mahnt die Politik.

Aufregung in der Grünen-Fraktion
um Formulierungsvorschläge

In der herrscht am Donnerstag Auf-
regung. ZumThemaMigrationhat die
Fraktionsspitze Formulierungsvor-
schläge unterbreitet. Unter der Über-
schrift „Wording Migration“ sind 50
Positionen zusammengefasst, die in
der Öffentlichkeit und in Interviews
vertreten werden sollen. „Fakt ist“,
heißt es unter anderem in dem
Papier, „uns gehen die Wohnungen

aus – die Unterbringungsmöglichkei-
ten platzen aus allen Nähten“.

Hintergrund ist ein Fernsehinter-
view vonKretschmann, in demer sag-
te: „Alle Maßnahmen, die dazu die-
nen, irreguläre Migration einzudäm-
men, die müs-
sen wir gehen.“
Zugleich steht
am Wochenen-
de eine Landes-
delegiertenkon-
ferenz der Grü-
nen in Weingar-
ten bevor. Im
Mittelpunkt ste-
hen Kommunalpolitik, Vorstands-
wahlen und gleich zu Beginn auch
eine Aussprache zur aktuellen politi-
schen Lage.

In der Fraktion rumort es, unter
anderem nachdem im Landtag zu-

sammen mit der CDU ein Entschlie-
ßungsantrag beschlossen wurde, in
dem sich auch die Formulierung fin-
det, dass „Lösungen zur besseren
Steuerung, Begrenzung und Organi-
sation der Migration“ gefunden wer-

den müssten. Damit seien endgültig
Sprache und Positionen der Union
übernommen worden, heißt es beim
linken Parteiflügel.

David Fischer, der Sprecher von
Fraktionschef Andreas Schwarz, kann

allerdings die Aufregung nicht verste-
hen. Es gehe überhaupt nicht um
einen Maulkorb, sondern um „Orien-
tierungshilfen“. Klar ist: Für die Grü-
nen ist die Flüchtlingsfrage eine Zer-
reißprobe. Der FDP-Vormann Rülke

warnt: „Ich fürchte,
dass das Land unre-
gierbar wird, wenn
wir das Problem
nicht in den Griff
bekommen.“

Grün-Schwarz
ringt mit sich. Der
CDU-Abgeordnete
Andreas Deuschle

wählt eine Formulierung, die beim
grünen Koalitionspartner für Augen-
rollen sorgt: „Menschen, die ein Le-
ben lang hart gearbeitet haben, ste-
hen plötzlich als Bittsteller da.“ Die
Unionsfraktion hat schon vor Wo-

chen in einem Zwölf-Punkte-Plan
einehärtereGangart beschlossen,will
mehr Abschiebungen.

Für die AfD kommt das Thema
wie gerufen. Fraktionsvize Ruben
Rupp ruft in Richtung CDU und FDP:
„Sie geben sich als Feuerwehr aus,
sind aber Teil der politischen Brand-
stifter.“ Rechts blinken, aber links ab-
biegen sei dasMotto. Es sei der „nack-
te Überlebenskampf“ der Liberalen
und die Fünf-Prozent-Hürde, der sie
jetzt zum Handeln bringe. Seine The-
se: „Wir könnten den Magnet der
Massenmigration sofort abstellen,
aber Sie wollen nicht.“

Wohltuend sachlich und ruhig
legt Staatssekretär Siegfried Lorek
(CDU) die Lage dar. Zur AfD sagt er
nur: „Ich war über 30 Jahre Feuer-
wehrmann, Sie haben keine Ahnung,
wovon Sie sprechen.“ Das Land habe
im vergangenen Jahr 176 000 Flücht-
linge aufgenommen, jetzt allein im
September 60 000. Man stimme sich
laufend in einem Krisenstab mit den
Kommunen ab. Seine Forderung:
schnelle Verfahren, die Deklaration
von sicheren Herkunftsstaaten.

Wichtige Erkenntnis: Einfache
Lösungen gibt es nicht

Lorek zitiert aus einem Brief eines
Flüchtlingshelfers, wonach ein afgha-
nischer Migrant, dem er geholfen ha-
be, immer mehr Geld in die Heimat
schicken musste und so unter Druck
gesetzt wurde, dass er am Ende Sui-
zid begangen habe. Die Geldleistun-
gen müssten „auf ein Mindestmaß“
reduziert werden. Und doch kommt
er zu dem Schluss: „Es gibt nicht die
eine Maßnahme, die alles löst.“

Es ist amEndeSPD-Generalsekre-
tär Sascha Binder, der zu weniger Ka-
kofonie und mehr Geschlossenheit
mahnt: „Die Bürger wollen, dass Lö-
sungen passieren, und nicht dass wir
uns jeden Tag überbieten mit noch
krasseren Forderungen, von denen
gar nicht klar ist, ob sie das Problem
lösen.“ Und so blicken dennoch alle
auf denGipfel in Berlin, denn dort fal-
len die wichtigen Entscheidungen.

„Nicht uns mit immer krasseren
Forderungen überbieten.“
Sascha Binder,
Parlamentarischer Geschäftsführer der SPD-Fraktion

DPA/BERND WEISSBROD

Migrationskrise

Der FDP-Fraktionschef Hans-Ulrich Rülke hat eine Debatte über die Flüchtlingspolitik angestoßen – und das Brennglas auf die wohl bri-
santeste Baustelle in der Landespolitik gerichtet. Mit überraschenden Ergebnissen. FOTO: DPA/MARIJAN MURAT
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mitteilungen, Auflösungen,
Satzungen u. a.

Liquidationen/Auflösungen

Auflösung
Der Verein Kultur und Bildung für
Menschen mit Hilfebedarf e.V., El-
terninitiative an der Karl- Schubert-
Gemeinschaft e.V. Kurze Str. 31, 70794
Filderstadt wurde aufgelöst. Die
Gläubiger des Vereins werden gebe-
ten, ihre Ansprüche bei den Liquida-
toren anzumelden: Helga Löffler,
Walddorfer Str. 3, 72135 Dettenhau-
sen, Dr. Maria Staber, Hohenzol-
lernstr. 15, 71088 Holzgerlingen.
________________________________________________________________________________________________

Sitzungen

Einladung
zur öffentli-
chen Sitzung
des Ausschus-
ses für Wirtschaft, Infrastruktur
und Verwaltung am

Mittwoch, dem 18.10.2023,
um 15:00 Uhr

Verband Region Stuttgart , Sitzungs-
saal 540 (5. OG), Kronenstraße 25

in Stuttgart
Tagesordnung:

Öffentliche Sitzung:

TOP 1 Kofinanzierungsprogramm
Wirtschaft und Tourismus:
Evaluation und Beschluss
über weitere Projekte

TOP 2 Beteiligungsbericht 2022
des Verbands Region
Stuttgart

TOP 3 Regionale Nachhaltig-
keitsberichterstattung, u.
a. Antrag der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN vom 15.10.2021

TOP 4 Bericht zum Metropolkon-
gress 2024

TOP 5 Fortführung der Radsport-
Events

TOP 6 Verschiedenes

Stuttgart, 04.10.2023

Thomas S. B o p p
Verbandsvorsitzender

Umstellung der Bekanntgabe von
Zeit, Ort und Tagesordnung öffent-
licher Sitzungen des Verbands Regi-
on Stuttgart

Ab dem 1.11.2023 werden Zeit, Ort
und Tagesordnung öffentlicher Sit-
zungen der Regionalversammlung
und der Ausschüsse des Verbands
Region Stuttgart ausschließlich auf
der Internetseite des Verbands
Region Stuttgart www.region-stutt-
gart.org veröffentlicht.
________________________________________________________________________________________________________________

Einladung

zur Sitzung des Verwaltungsrates des
ZV Ammertal-Schönbuchgruppe am
Donnerstag, den 12.10.2023, um 10.00
Uhr im Rathaus Holzgerlingen,
Tagesordnung, öffentlich
1. Wahl in die Gremien

– Vorberatung
2. Jahresabschluss 2022

– Vorberatung
3. Controlling 2023

– Kenntnisnahme
4. Wirtschaftsplan 2024

– Vorberatung
5. Bestellung Wirtschaftsprüfer

2023-2027
– Vorberatung

6. Satzungsänderung – 1. Wasserlie-
ferung Hildrizhausen
– Vorberatung

7. Sanierung TB Poltringen II
– Vorstellung und Baubeschluss

8. Erneuerung Server Betriebszen-
trale Holzgerlingen
– Vergabe

9. Erneuerung Dach Leitwarte Was-
serwerk
– Vergabe

10. Erfolgte Vergaben
– Kenntnisnahme

11. Sonstiges
Im Anschluss folgt ein nichtöffentli-
cher Teil.
Böblingen, den 06.10.2023

Dr. Stefan B e l z
Verbandsvorsitzender

________________________________________________________________________________________________

Öffentliche Bekanntmachung
Die nächste öffentliche Sitzung des
Landesjugendhilfeausschusses des
KVJS findet am

Mittwoch, 18.10.2023, 10:00 Uhr,
beim KVJS Stuttgart, Lindenspür-
straße 39, 70176 Stuttgart, TR I + II,
statt. Um vorherige Anmeldung
(Sima.Arman-Beck@kvjs.de) wird ge-
beten.
Tagesordnung:
1. Haushaltsplan 2024 - Jugend-

hilfeetat
2. Förderung von Verbänden und Ver-

einen, Zusammenschlüssen der
verbandlichen und offenen Jugend-
arbeit - Bericht über die Verwen-
dung der Fördermittel

3. Unbegleitete minderjährige Aus-
länder (UMA) - Bundesweites Ver-
teilverfahren - Abschlussbericht
der „AG UMA-Clearing“

4. Kindertageseinrichtungen - Erpro-
bungsparagraf Austausch mit
Herrn Ministerialdirektor Daniel
Hager-Mann, Ministerium für Kul-
tus, Jugend und Sport Baden-
Württemberg

5. Meldungen nach § 47 SGB VIII -
qualitative Auswertung

6. Verschiedenes - Sitzungstermine
2024

Stuttgart, 06. Oktober 2023
Landrat Gerhard B a u e r

Vorsitzender
________________________________________________________________________________________________

Verschiedenes

Öffentliche Bekanntmachung
Öffentlichkeitsbeteiligung zu den

Managementmaßnahmenblättern für
die Arten Flieder-Knöterich (Koenigia
polystachya) und Schwarzer Zwerg-

wels (Ameiurus melas)
Auf Grund von Artikel 26 der Verord-
nung (EU) Nr. 1143/2014 über die Prä-
vention und das Management der Ein-
bringung und Ausbreitung invasiver
gebietsfremder Arten vom 22. Oktober
2014 ist gemäß § 40f Abs. 1 Bundesna-
turschutzgesetz (BNatSchG) in Ver-
bindung mit § 42 des Gesetzes über die
Umweltverträglichkeitsprüfung eine
Öffentlichkeitsbeteiligung zu den
nach § 40e BNatSchG vorgesehenen
Managementmaßnahmen für die in
Deutschland weit verbreiteten Arten
durchzuführen. Mit Artikel 1 der
Durchführungsverordnung (EU) Nr.
2022/1203 zur Änderung der Durch-
führungsverordnung (EU) 2016/1141
zwecks Aktualisierung der Liste inva-
siver gebietsfremder Arten von uni-
onsweiter Bedeutung vom 12. Juli
2022 wurden die beiden Arten Flieder-
Knöterich (Koenigia polystachya) und
Schwarzer Zwergwels (Ameiurus me-
las) zu dieser Liste hinzugefügt (sog.
„vierte Unionsliste“).
Die Entwürfe dieser bundesweit ein-
heitlichen Managementmaßnahmen-
blätter für diese beiden Arten sowie
weitere Erläuterungen und Hinter-
grundinformationen liegen vom
09.10.2023 bis einschließlich 09.11.2023
öffentlich zur kostenlosen Einsicht-
nahme aus.
Die ausgelegten Unterlagen können
während des genannten Zeitraums im
bundesweiten Anhörungsportal unter
https://www.anhoerungsportal.de/
eingesehen und abgerufen werden.
Es besteht zudem die Möglichkeit, ei-
ne Einsichtnahme der Unterlagen
nach vorheriger Terminvereinbarung
in der Landesanstalt für Umwelt
Baden-Württemberg, Griesbachstraße
1, 76185 Karlsruhe vorzunehmen.

Termine können per E-Mail über
invasivearten@lubw.bwl.de vereinbart
werden.
Weitere Informationen finden Sie auch
über die LUBW-Homepage:
https://www.lubw.baden-
wuerttemberg.de/natur-und-
landschaft/invasive-arten
Zu den Entwürfen der Management-
maßnahmenblätter kann bis zum Ab-
lauf des 11.12.2023 Stellung genom-
men werden. Elektronische Stellung-
nahmen sollen vorzugsweise direkt
über das genannte Anhörungsportal
der Bundesländer erfolgen. Zusätzlich
besteht aber die Möglichkeit, persön-
lich nach vorheriger Terminvereinba-
rung, per elektronischer Post über
invasivearten@lubw.bwl.de oder
schriftlich in Papierform an LUBW,
Referat 25.1, Postfach 10 01 63, 76231
Karlsruhe unter Angabe des Betreff
„Stellungnahme 4. Unionsliste invasi-
ve Arten“ Stellung zu nehmen. Mit
Ablauf der Anhörungsfrist sind alle
Äußerungen ausgeschlossen, die nicht
auf besonderen privatrechtlichen Ti-
teln beruhen.
Karlsruhe, den 04.10.2023

LUBW Landesanstalt
für Umwelt Baden-Württemberg

__________________________________________________________________________________

Öffentliche Bekanntmachung
über den Wegfall eines

Erörterungstermins
Im förmlichen Verfahren über den An-
trag der Firma Verzinkerei Bühler
GmbH (Obere Bergenstraße 10, 88518
Herbertingen) auf Erteilung einer im-
missionsschutzrechtlichen Genehmi-
gung gemäß §§ 4, 10 Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz (BImSchG) zum Neu-
bau einer Verzinkerei sind innerhalb
der Einwendungsfrist keine Einwen-
dungen eingegangen.
Der in der öffentlichen Bekanntma-
chung des Vorhabens vom 14. Juli
2023 vorsorglich für Dienstag, den
10.10.2023 anberaumte öffentliche
Erörterungstermin findet nicht statt,
da gegen das Vorhaben keine Einwen-
dungen erhoben wurden (Entschei-
dung nach §§ 12 Absatz 1 Satz 3, 16
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der Neun-
ten Verordnung zur Durchführung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes – 9.
BImSchV).
Der Wegfall des Erörterungstermins
wird hiermit gemäß § 12 Absatz 1 Satz
5 der 9. BImSchV öffentlich bekannt
gemacht.
Tübingen, den 06.10.2023
Regierungspräsidium Tübingen
(Ref. 54.3 / 51)
________________________________________________________________________________________________

Finanzierungsgesellschaft für
öffentliche Vorhaben des Landes

Baden-Württemberg mbH
Jahresabschluss zum 31.12.2022

Die Gesellschaft hat den Jahresab-
schluss, den Lagebericht, den Ge-
winnverwendungsbeschluss und den
Bericht des Verwaltungsrats beim
elektronischen Bundesanzeiger einge-
reicht.
Stuttgart, den 25. September 2023

Geschäftsführung
________________________________________________________________________________________________

Zentralblatt für
Gerichtliche
Bekanntmachungen
Zwangsversteigerungen

Amtsgericht Aalen

Terminsbestimmung
1 K 45/21. Zum Zwecke der Aufhe-
bung der Gemeinschaft soll am

Montag, 27.11.2023, 09:00 Uhr

im Raum 0.08, Sitzungssaal, Amtsge-
richt Aalen, Stuttgart Straße 7, 73430
Aalen öffentlich versteigert werden:

Grundbucheintragung:

Eingetragen im Grundbuch von
Lauchheim

- in Bruchteilsgemeinschaft - am

Miteigentumsanteil verbunden mit
Sondereigentum

ME-Anteil: 200,354/1000
Sondereigentums-Art: verbunden mit
dem Sondereigentum an der im Auf-
teilungsplan mit Nr. 3 bezeichneten
Wohnung nebst Kellerraum, Garage.
Blatt 4227 BV 1
an Grundstück
Gemarkung Lauchheim
Flurstück 2432
Scheffelstraße 36 524 m²
Gebäude- und Freifläche
Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe
d. Sachverständigen): 3 Zimmer-Woh-
nung im EG mit Balkon, Kellerraum,
Einzelgaragenstellplatz sowie einem
Stellplatz im Freien, Wohnfläche ca.
75 m², Bj. 1997;
Verkehrswert: 221.000,00 Euro
Weitere Informationen unter
www.zvg.com
Der Versteigerungsvermerk ist am
08.04.2022 in das Grundbuch einge-
tragen worden.
Aufforderung:
Rechte, die zur Zeit der Eintragung des Ver-
steigerungsvermerks aus dem Grundbuch
nicht ersichtlich waren, sind spätestens im
Versteigerungstermin vor der Aufforderung
zur Abgabe von Geboten anzumelden und,
wenn der Gläubiger widerspricht, glaubhaft
zu machen, widrigenfalls sie bei der Fest-
stellung des geringsten Gebotes nicht be-
rücksichtigt und bei der Verteilung des Ver-
steigerungserlöses dem Anspruch des Gläu-
bigers und den übrigen Rechten nachgesetzt
werden.
Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des
Grundstücks oder des nach § 55 ZVG mit-
haftenden Zubehörs entgegensteht, wird
aufgefordert, vor der Erteilung des Zu-
schlags die Aufhebung oder einstweilige
Einstellung des Verfahrens herbeizuführen,
widrigenfalls für das Recht der Versteige-
rungserlös an die Stelle des versteigerten
Gegenstandes tritt.

Hinweis:
Gemäß §§ 67 - 70 ZVG kann im Ver-
steigerungstermin für ein Gebot Si-
cherheit verlangt werden.
Die Sicherheit beträgt 10 % des Ver-
kehrswertes und ist sofort zu leisten.
Sicherheitsleistung durch Barzahlung
ist ausgeschlossen.
Bietsicherheit kann unter anderem
durch rechtzeitige Überweisung ge-
leistet werden:
Überweisung auf folgendes Bankkon-
to mit den Verwendungszweck-Anga-
ben
Empfänger: Landesoberkasse Baden-
Württemberg; Bank: Baden-Württem-
bergische Bank; IBAN: DE51 6005
0101 0008 1398 63; BIC: SOLADEST
600; Verwendungszweck: 234531900
2383, Az. 1 K 45/21, AG Aalen
Dem Gericht muss im Termin eine Bu-
chungsbestätigung der Landesober-
kasse Baden-Württemberg vorliegen;
das Risiko hierfür trägt der Einzahler.
Bietvollmachten müssen öffentlich
beglaubigt sein.
Aalen, 21. September 2023

Amtsgericht
– Vollstreckungsgericht –

________________________________________________________________________________________________

Amtsgericht Mannheim

Terminsbestimmung
2 K 114/22. Zum Zwecke der Aufhe-
bung der Gemeinschaft soll am

Mittwoch, 17.01.2024, 09:00 Uhr
im Raum B 115, Sitzungssaal, Amts-
gericht Mannheim, A 2, 1, 68159
Mannheim öffentlich versteigert wer-
den:
Grundbucheintragung:
Eingetragen im Grundbuch von Rei-
lingen
Gemarkung Reilingen
Flurstück 5491
Schubertstraße 13 525 m²
Gebäude- und Freifläche
Blatt 2.214
Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe
d. Sachverständigen): Eineinhalbge-
schossiges, unterkellertes Einfamili-
enwohnhaus mit ausgebautem DG
und einem Nebengebäude (Garage mit
Abstellraum); Baujahr Haus und Ne-
bengebäude ca. 1961; Wohnfläche Ein-
familienhaus ca. 118,24 m²;
Verkehrswert: 326.000,00 Euro
Der Versteigerungsvermerk ist am
10.11.2022 in das Grundbuch einge-
tragen worden.
Aufforderung:
Rechte, die zur Zeit der Eintragung des Ver-
steigerungsvermerks aus dem Grundbuch
nicht ersichtlich waren, sind spätestens im
Versteigerungstermin vor der Aufforderung
zur Abgabe von Geboten anzumelden und,
wenn der Antragsteller widerspricht, glaub-
haft zu machen, widrigenfalls sie bei der
Feststellung des geringsten Gebotes nicht
berücksichtigt und bei der Verteilung des
Versteigerungserlöses den übrigen Rechten
nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des
Grundstücks oder des nach § 55 ZVG mit-
haftenden Zubehörs entgegensteht, wird
aufgefordert, vor der Erteilung des Zu-
schlags die Aufhebung oder einstweilige
Einstellung des Verfahrens herbeizuführen,
widrigenfalls für das Recht der Versteige-
rungserlös an die Stelle des versteigerten
Gegenstandes tritt.

Hinweis:
Es ist zweckmäßig, bereits drei Wo-
chen vor dem Termin eine genaue Be-
rechnung der Ansprüche an Kapital,
Zinsen und Kosten der Kündigung
und der die Befriedigung aus dem
Grundstück bezweckenden Rechts-
verfolgung mit Angabe des bean-
spruchten Ranges schriftlich einzurei-
chen oder zu Protokoll der Geschäfts-
stelle zu erklären.
Dies ist nicht mehr erforderlich, wenn
bereits eine Anmeldung vorliegt und
keine Änderungen eingetreten sind.
Gemäß §§ 67–70 ZVG kann im Ver-
steigerungstermin für ein Gebot Si-
cherheit verlangt werden.
Die Sicherheit beträgt 10 % des Ver-
kehrswertes und ist sofort zu leisten.
Sicherheitsleistung durch Barzahlung
ist ausgeschlossen.
Bietsicherheit kann unter anderem
durch rechtzeitige Überweisung ge-
leistet werden:
Überweisung auf folgendes Bankkon-
to mit den Verwendungszweck-Anga-
ben
Empfänger: Landesoberkasse Baden-
Württemberg; Bank: Baden-Württem-
bergische Bank; IBAN: DE51 6005
0101 0008 1398 63; BIC: SOLADEST
600; Verwendungszweck: 23414793
97116, Az. 2 K 114/22, AG Mannheim
Dem Gericht muss im Termin eine Bu-
chungsbestätigung der Landesober-
kasse Baden-Württemberg vorliegen;
das Risiko hierfür trägt der Einzahler.
Bietvollmachten müssen öffentlich
beglaubigt sein.
Mannheim, 21. September 2023

Amtsgericht
– Vollstreckungsgericht –

M a i , Rechtspflegerin
________________________________________________________________________________________________

Amtsgericht Reutlingen

Terminsbestimmung
1 K 35/22. Zum Zwecke der Aufhe-
bung der Gemeinschaft soll am

Dienstag, 05.12.2023, 10:00 Uhr
im Raum III, Sitzungssaal, Amtsge-
richt Reutlingen, Gartenstraße 40,
72764 Reutlingen öffentlich verstei-
gert werden:
Grundbucheintragung:
Eingetragen im Grundbuch von Reut-
lingen Flur Reutlingen
Miteigentumsanteil verbunden mit
Sondereigentum
ME-Anteil: 192/1.000
Sondereigentums-Art: Wohnung im
EG des Gebäudes und eine Garage
SE-Nr. 1
Blatt 23584 BV 1
an Grundstück
Gemarkung Reutlingen, Flur Reutlin-
gen
Flurstück 3363/2
Aaraustraße 65 835 m²
Gebäude- und Freifläche
Zusatz: Wohnung im EG des Gebäu-
des und eine Garage (Nr.1)
Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe
d. Sachverständigen): (5-Zimmer-
Maisonettewohnung im Erd- und Un-
tergeschoss, ca. 129 m² Wohnfl., Ter-
rasse, 1 Tiefgaragenstellplatz und 1
Stellplatz im Freien, Mehrfamilien-
haus mit 6 Wohneinheiten, Bj. 1982,
Gas-Zentralheizung)
Angaben in () ohne Gewähr;
Verkehrswert: 460.000,00 Euro
Der Versteigerungsvermerk ist am
09.09.2022 in das Grundbuch einge-
tragen worden.
Bieter müssen im Termin persönlich
anwesend sein und sich durch gültigen
Personalausweis oder Pass ausweisen
und damit rechnen, dass sie Sicherheit
zu leisten haben. Diese beträgt in der
Regel 10 % des Verkehrswertes und ist
sofort zu erbringen (u.a. durch selbst-
schuldnerische Bankbürgschaft, be-
stätigten Bundesbankscheck, Verrech-
nungsscheck eines zugelassenen Kre-
ditinstituts). Bietvollmachten müssen
öffentlich beglaubigt sein.
Ist ein Recht im Grundbuch nicht vermerkt
oder wird ein Recht später als der Versteige-
rungsvermerk eingetragen, so muss der Be-
rechtigte es spätestens im Versteigerungs-
termin vor der Aufforderung zur Abgabe
von Geboten anmelden. Er muss es auch
glaubhaft machen, wenn der Gläubiger oder
der Antragsteller widerspricht. Das Recht
wird sonst im geringsten Gebot nicht be-
rücksichtigt und bei der Verteilung des Ver-

steigerungserlöses dem Anspruch des Gläu-
bigers und den übrigen Rechten nachge-
setzt.

Es ist zweckmäßig, nicht später als 2
Wochen vor dem Termin eine Berech-
nung des Anspruchs - getrennt nach
Hauptbetrag, Zinsen und Kosten -
einzureichen und den beanspruchten
Rang mitzuteilen.
Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des
Grundstücks, des Erbbaurechts oder des
nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, die Aufhe-
bung oder einstweilige Einstellung des Ver-
fahrens zu erwirken, bevor das Gericht den
Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt
für das Recht der Versteigerungserlös an die
Stelle des versteigerten Gegenstandes.

Sicherheitsleistung durch Barzahlung
im Termin ist nicht mehr zulässig!
Bietsicherheit kann unter anderem
durch rechtzeitige Überweisung ge-
leistet werden:
Überweisung auf folgendes Bankkon-
to mit den Verwendungszweck-Anga-
ben
Empfänger: Landesoberkasse Baden-
Württemberg; Bank: Baden-Württem-
bergische Bank; IBAN: DE51 6005
0101 0008 1398 63; BIC: SOLADEST
600; Verwendungszweck: 23485590
03316, Az. 1 K 35/22, AG Reutlingen
Dem Gericht muss im Termin eine Bu-
chungsbestätigung der Landesober-
kasse Baden-Württemberg vorliegen;
das Risiko hierfür trägt der Einzahler.
Reutlingen, 13. September 2023

Amtsgericht
– Vollstreckungsgericht –

Gartenstraße 40
Tel.: 07121/940-3155

www.immobilienpool.de
www.versteigerungspool.de

________________________________________________________________________________________________

Amtsgericht Stuttgart

Terminsbestimmung
5 K 113/22. Im Wege der Zwangsvoll-
streckung soll am

Freitag, 01.12.2023, 09:00 Uhr
im Raum 4, Sitzungssaal, Amtsgericht
Stuttgart, Hauffstraße 5, 70190 Stutt-
gart öffentlich versteigert werden:
Grundbucheintragung:
Eingetragen im Grundbuch von Stutt-
gart
Miteigentumsanteil verbunden mit
Sondereigentum
ME-Anteil: 207/1000
Sondereigentums-Art: an der Woh-
nung samt Veranda im 1. Stock sowie
2 Abstellräumen im Untergeschoss -
im Aufteilungsplan mit Nr. 2 bezeich-
net
Blatt 74312 BV Nr. 1
an Grundstück
Gemarkung Stuttgart
Flurstück 1537/7
Haußmannstraße 126 246 m²
Gebäude- und Freifläche
Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe
d. Sachverständigen; ohne Gewähr):
3-Zi.-Whg. im 1. OG, Küche, Bad, WC,
ca. 84 m², Bj 1912, im UG 2 Kellerräu-
me, eigengenutzt
Verkehrswert: 380.000,00 Euro
Der Versteigerungsvermerk ist am
10.08.2022 in das Grundbuch einge-
tragen worden.
Aufforderung:
Rechte, die zur Zeit der Eintragung des Ver-
steigerungsvermerks aus dem Grundbuch
nicht ersichtlich waren, sind spätestens im
Versteigerungstermin vor der Aufforderung
zur Abgabe von Geboten anzumelden und,
wenn der Gläubiger widerspricht, glaubhaft
zu machen, widrigenfalls sie bei der Fest-
stellung des geringsten Gebotes nicht be-
rücksichtigt und bei der Verteilung des Ver-
steigerungserlöses dem Anspruch des Gläu-
bigers und den übrigen Rechten nachgesetzt
werden.
Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des
Grundstücks oder des nach § 55 ZVG mit-
haftenden Zubehörs entgegensteht, wird
aufgefordert, vor der Erteilung des Zu-
schlags die Aufhebung oder einstweilige
Einstellung des Verfahrens herbeizuführen,
widrigenfalls für das Recht der Versteige-
rungserlös an die Stelle des versteigerten
Gegenstandes tritt.

Stuttgart, 26. September 2023
Amtsgericht

– Vollstreckungsgericht –
G r u n d ,  Rechtspflegerin

________________________________________________________________________________________________
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Hochbau
70771 Leinfelden-Echterdingen . . . . . . . . . . 1720017

Herstellung Fundamente
Buswartehallen71063 Sindelfingen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720047

Rohbau-, Zimmerer-, Gerüstbau-, ,

Dachabdichtungsarbeiten,
Baumfällungen, Blitzschutzanlage

72108 Rottenburg � . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1710010

Rohbauarbeiten72116 Mössingen � . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1710007

Zimmererarbeiten72138 Kirchentellinsfurt . . . . . . . . . . . . . . . . 1720027

Sanierung Außenbereich Faulturm

72622 Nürtingen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720022

Elektroinstallation72760 Reutlingen � . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1680002

Elektroarbeiten72760 Reutlingen � . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1680001

Heizungsarbeiten72768 Reutlingen � . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1710004

Estricharbeiten72768 Reutlingen � . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1710005

Fliesenarbeiten72768 Reutlingen � . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1710006

Freianlagen, Landschaftsbauarbeiten

72768 Reutlingen � . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1710003

Trockenbauarbeiten72793 Pfullingen � . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720003

Hebeplattform73230 Kirchheim . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1730006

Sanierung Brandschutz,
NWT und Küche73566 Bartholomä . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1730009

Elektro-, Erd-, Rohbau-, Zimmerer-

Holzbau-, Dachabdichtungs-,
Verglasungsarbeiten

73655 Plüderhausen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720040

Restaurant-, Cateringküche
73770 Denkendorf � . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720001

PV-Anlage74072 Heilbronn . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720048

Lüftungsinstallation74321 Bietigheim-Bissingen � . . . . . . . . . . . 1750001

Malerarbeiten74405 Gaildorf � . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1680005

Heizkörpersanierung
74547 Untermünkheim � . . . . . . . . . . . . . . . 1710002

Oberbodenarbeiten74838 Limbach . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720052

Fensterbau-, Verglasungsarbeiten,

Brandschutzfenster F 90, Windfang-

element mit Ganzglasschiebetüren

74838 Limbach . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720051

Kunststofffenster, Sonnenschutzarbeiten

74838 Limbach . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720053

Trockenbauarbeiten75175 Pforzheim . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720019

Erd-, Rohbauarbeiten
75233 Tiefenbronn . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1730005

Erneuerung Schlammentwässerung

75365 Calw . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720004

Generalsanierung76133 Karlsruhe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720016

Baugrubenerstellung, Grundwasser-

haltung, Wiederherstellung Oberflächen

76344 Eggenstein-Leopoldshafen . . . . . . . . . 1720032

Estricharbeiten, Hohlraumboden

76344 Eggenstein-Leopoldshafen . . . . . . . . . 1720031

Trockenbauarbeiten78048 Villingen-Schwenningen � . . . . . . . . 1710008

Starkstromanlagen, Fernmelde-

und Informationstechn. Anlagen

78073 Bad Dürrheim � . . . . . . . . . . . . . . . . 1720045

Dachsanierung78126 Königsfeld . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720044

Brückenbauarbeiten78136 Schonach � . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720055

Erd-, Entwässerungs-, Rohbauarbeiten

78136 Schonach � . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1710011

Klempner-, Dachabdichtungsarbeiten

79258 Hartheim am Rhein � . . . . . . . . . . . . 1710012

Sanierung Straßenbeleuchtung
88213 Ravensburg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720015

Fliesen-, Abdichtungs-,
Baureinigungsarbeiten

88250 Weingarten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1730003

Stahlbetonarbeiten89079 Ulm � . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1660005

Außenanlagen89079 Ulm � . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1660007

Schreinerarbeiten

Straßen- und Tiefbau68766 Hockenheim . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1660006

Ausbau Bushaltestelle
71332 Waiblingen � . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720056

Instandsetzungsarbeiten
71540 Murrhardt � . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720043

Erd-,Entwässerungskanal-,
Verkehrswegebauarbeiten

71576 Burgstetten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1730007

Abbruch-, Erd-, Beton-, Maurerarbeiten

72108 Rottenburg � . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720054

Kanalsanierung72124 Pliezhausen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720041

Tief-, Straßenbau-, Rohrlegearbeiten

72589 Westerheim . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720046

Kanalsanierungsarbeiten
73110 Hattenhofen � . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720013

Straßenbauarbeiten74391 Erligheim . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720036

Barrierefreier Ausbau Bushaltestelle

74532 Ilshofen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720057

Tief-, Straßenbauarbeiten
74535 Mainhardt � . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1680006

Straßenbauarbeiten74535 Mainhardt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720049

Wasserleitungserneuerung,
Stromerschließung74547 Untermünkheim � . . . . . . . . . . . . . . . 1710001

Dränageleitungen74547 Untermünkheim . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720050

Straßenbau-, Wegsanierung
74635 Kupferzell . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720035

Erd-, Straßenbauarbeiten:
74653 Künzelsau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720038

Erd-, Straßenbauarbeiten
74858 Aglasterhausen � . . . . . . . . . . . . . . . . 1670001

Oberflächenbehandlung
74861 Neudenau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720024

Rohbau-, Abbrucharbeiten
75175 Pforzheim . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720020

Erd-, Rohbauarbeiten
76344 Eggenstein-Leopoldshafen . . . . . . . . . 1720021

Oberflächen-, Straßenbauarbeiten

77704 Oberkirch � . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1710009

Neubau Rad-, Gehweg
78054 Villingen-Schwenningen � . . . . . . . . 1720005

Spezialtiefbau-, Bohrarbeiten
79263 Simonswald . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720042

Verkehrswegebauarbeiten, Deckener-

neuerung, FTTH-Breitbandausbau,

Kabelverlegearbeiten88422 Tiefenbach . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720026

Tiefbau-, Rohrleitungsbau,
Straßenbauarbeiten88630 Pfullendorf . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720029

Tief-, Straßenbauarbeiten,
Leerrohrverlegungen

Landschaftsbau76344 Eggenstein-Leopoldshafen . . . . . . . . . 1720021

Gestaltung Außenanlage Wasserwerk

88630 Pfullendorf . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720037

Neubau KunststoffrasengroßspielfeldesDienstleistungen71034 Böblingen � . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1720039
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Hintergrund

Günther Oettinger
im Interview
Günther Oettinger, von 2005 bis 2010
Ministerpräsident in Baden-Würt-
temberg, wird nächste Woche 70 Jah-
re alt. Im Interview spricht er über sei-
ne Erfahrungen und aktuelle politi-
sche Entwicklungen. Seite 3

Kreis & Kommune

Erste Stichwahl in
Großer Kreisstadt
In Rastatt kommt es zur ersten Stich-
wahl in einer Großen Kreisstadt nach
der neuen Regelung bei Bürgermeis-
terwahlen. Zur Wahl stehen die bei-
den Bestplatzierten aus dem ersten
Wahlgang. Seite 9

Wirtschaft

Flusswärmepumpe
liefert Fernwärme
In Mannheim ist seit Mittwoch im
Rhein eine Großwärmepumpe in Be-
trieb. Sie liefert so viel Energie, dass
rund3500Haushalte klimaneutral be-
heizt werden können. Seite 12

Vergabe

Entscheidungen oft
nicht umgesetzt
Wenn Vergabekammern Entschei-
dungen fällen, bleibt das in vielen Fäl-
len ohne Konsequenzen. Experten
fordern mehr Konsequenz bei der
Umsetzung. Seite 32
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Zitat der Woche

„Antisemitismus
hat keinen Platz

bei uns.“
Muhterem Aras (Grüne) ,
Landtagspräs ident in

FOTO: LENA LUX

„Alles andere als
ein Selbstläufer“
Beamtenbund rechnet mit hartem Tarifstreit

STUTTGART/BERLIN. 10,5 Prozent
mehr Geld, mindestens jedoch 500
Euro fordern Verdi und der Deut-
sche Beamtenbund von den Län-
dern. Kai Rosenberger, Chef des Be-
amtenbunds Baden-Württemberg,
trägt diese Forderung mit, hätte sich
auch eine höhere vorstellen können.
Dies sagte er dem Staatsanzeiger.

Es werde nun darauf ankommen,
Druck auf die öffentlichen Arbeitge-
ber aufzubauen, insbesondere vor der
dritten und letzten Verhandlungsrun-
de Anfang Dezember. „Das wird al-
les andere als ein Selbstläufer“, sagte
Rosenberger. Die Verhandlungen be-
ginnen am 26. Oktober in Potsdam.
Die zweite Verhandlungsrunde ist für
Anfang November terminiert.

Ein Tarifabschluss würde in Ba-
den-Württemberg 82 000 Tarifbe-

schäftigte betreffen und – da das Er-
gebnis in der Regel auf die Beamten-
schaft übertragen wird, wenn auch
nicht immer eins zu eins – 188 000
Beamte und 151 000 Pensionäre.

Die Forderung ist mit jener iden-
tisch, mit der die Gewerkschaften vor
einem Jahr in die Verhandlungen mit
Bund und Kommunen gingen. Da-
mals sprang ein hoher Tarifab-
schluss heraus: 3000 Euro steuerfrei
und eine prozentuale Steigerung von
12,5 bis 18 Prozent über zwei Jahre.

Finanzminister Danyal Bayaz
(Grüne) möchte die Forderung nicht
kommentieren und verweist im Üb-
rigendarauf, dass andereThemenwie
der Mindestabstand der Beamtenbe-
soldung zum Bürgergeld nach einem
Abschluss zu klären seien. (smic)

Essay auf Seite 2.

Wer hat die Lösung
für die Flüchtlingskrise?

Während der Ministerpräsi-
dent mit seinen Amtskollegen
über Auswege berät, ringt auch
der Landtag um den richtigen
Ausweg aus der Flüchtlingskri-
se. Für Wirbel sorgt ein inter-
nes Papier bei den Grünen.
Städte wie Ulm erklären die
Aufnahmekapazitäten für er-
schöpft. Was ist zu tun?

Von Rafael Binkowski und
Johanna Henkel-Waidhofer

STUTTGART. Schon in der Frage der
Überschrift über die Debatte ist man
sich uneins. Der FDP-Fraktionschef
Hans-Ulrich Rülke will die „Einwan-
derung in die Sozialsysteme bekämp-
fen“, die SPDhingegen „Migration ge-
meinsam gestalten“. Nur Semantik,
aber sie steht symbolisch für die Viel-
stimmigkeit in der Debatte.

Der Ministerpräsident Winfried
Kretschmann (Grüne) hat sich tags
zuvor für eine elektronische Karte
ausgesprochen, um für Flüchtlinge
kein Geld mehr auszuzahlen, seine
Partei widerspricht. Rülke fragt: „Was
gilt denn nun, Kretschmann oder Da-
niel Lede Abal?“ Er meint damit den
eher linken migrationspolitischen
Fraktionssprecher. Verschärft wird
die Lage durch Ankündigungen des
Ulmer Oberbürgermeisters Gunter
Czisch, keine Flüchtlinge mehr auf-
nehmen zu können. Auch der Land-
kreistagspräsident Joachim Walter
(beide CDU) mahnt die Politik.

Aufregung in der Grünen-Fraktion
um Formulierungsvorschläge

In der herrscht am Donnerstag Auf-
regung. ZumThemaMigrationhat die
Fraktionsspitze Formulierungsvor-
schläge unterbreitet. Unter der Über-
schrift „Wording Migration“ sind 50
Positionen zusammengefasst, die in
der Öffentlichkeit und in Interviews
vertreten werden sollen. „Fakt ist“,
heißt es unter anderem in dem
Papier, „uns gehen die Wohnungen

aus – die Unterbringungsmöglichkei-
ten platzen aus allen Nähten“.

Hintergrund ist ein Fernsehinter-
view vonKretschmann, in demer sag-
te: „Alle Maßnahmen, die dazu die-
nen, irreguläre Migration einzudäm-
men, die müs-
sen wir gehen.“
Zugleich steht
am Wochenen-
de eine Landes-
delegiertenkon-
ferenz der Grü-
nen in Weingar-
ten bevor. Im
Mittelpunkt ste-
hen Kommunalpolitik, Vorstands-
wahlen und gleich zu Beginn auch
eine Aussprache zur aktuellen politi-
schen Lage.

In der Fraktion rumort es, unter
anderem nachdem im Landtag zu-

sammen mit der CDU ein Entschlie-
ßungsantrag beschlossen wurde, in
dem sich auch die Formulierung fin-
det, dass „Lösungen zur besseren
Steuerung, Begrenzung und Organi-
sation der Migration“ gefunden wer-

den müssten. Damit seien endgültig
Sprache und Positionen der Union
übernommen worden, heißt es beim
linken Parteiflügel.

David Fischer, der Sprecher von
Fraktionschef Andreas Schwarz, kann

allerdings die Aufregung nicht verste-
hen. Es gehe überhaupt nicht um
einen Maulkorb, sondern um „Orien-
tierungshilfen“. Klar ist: Für die Grü-
nen ist die Flüchtlingsfrage eine Zer-
reißprobe. Der FDP-Vormann Rülke

warnt: „Ich fürchte,
dass das Land unre-
gierbar wird, wenn
wir das Problem
nicht in den Griff
bekommen.“

Grün-Schwarz
ringt mit sich. Der
CDU-Abgeordnete
Andreas Deuschle

wählt eine Formulierung, die beim
grünen Koalitionspartner für Augen-
rollen sorgt: „Menschen, die ein Le-
ben lang hart gearbeitet haben, ste-
hen plötzlich als Bittsteller da.“ Die
Unionsfraktion hat schon vor Wo-

chen in einem Zwölf-Punkte-Plan
einehärtereGangart beschlossen,will
mehr Abschiebungen.

Für die AfD kommt das Thema
wie gerufen. Fraktionsvize Ruben
Rupp ruft in Richtung CDU und FDP:
„Sie geben sich als Feuerwehr aus,
sind aber Teil der politischen Brand-
stifter.“ Rechts blinken, aber links ab-
biegen sei dasMotto. Es sei der „nack-
te Überlebenskampf“ der Liberalen
und die Fünf-Prozent-Hürde, der sie
jetzt zum Handeln bringe. Seine The-
se: „Wir könnten den Magnet der
Massenmigration sofort abstellen,
aber Sie wollen nicht.“

Wohltuend sachlich und ruhig
legt Staatssekretär Siegfried Lorek
(CDU) die Lage dar. Zur AfD sagt er
nur: „Ich war über 30 Jahre Feuer-
wehrmann, Sie haben keine Ahnung,
wovon Sie sprechen.“ Das Land habe
im vergangenen Jahr 176 000 Flücht-
linge aufgenommen, jetzt allein im
September 60 000. Man stimme sich
laufend in einem Krisenstab mit den
Kommunen ab. Seine Forderung:
schnelle Verfahren, die Deklaration
von sicheren Herkunftsstaaten.

Wichtige Erkenntnis: Einfache
Lösungen gibt es nicht

Lorek zitiert aus einem Brief eines
Flüchtlingshelfers, wonach ein afgha-
nischer Migrant, dem er geholfen ha-
be, immer mehr Geld in die Heimat
schicken musste und so unter Druck
gesetzt wurde, dass er am Ende Sui-
zid begangen habe. Die Geldleistun-
gen müssten „auf ein Mindestmaß“
reduziert werden. Und doch kommt
er zu dem Schluss: „Es gibt nicht die
eine Maßnahme, die alles löst.“

Es ist amEndeSPD-Generalsekre-
tär Sascha Binder, der zu weniger Ka-
kofonie und mehr Geschlossenheit
mahnt: „Die Bürger wollen, dass Lö-
sungen passieren, und nicht dass wir
uns jeden Tag überbieten mit noch
krasseren Forderungen, von denen
gar nicht klar ist, ob sie das Problem
lösen.“ Und so blicken dennoch alle
auf denGipfel in Berlin, denn dort fal-
len die wichtigen Entscheidungen.

„Nicht uns mit immer krasseren
Forderungen überbieten.“
Sascha Binder,
Parlamentarischer Geschäftsführer der SPD-Fraktion

DPA/BERND WEISSBROD

Migrationskrise

Der FDP-Fraktionschef Hans-Ulrich Rülke hat eine Debatte über die Flüchtlingspolitik angestoßen – und das Brennglas auf die wohl bri-
santeste Baustelle in der Landespolitik gerichtet. Mit überraschenden Ergebnissen. FOTO: DPA/MARIJAN MURAT

13. Oktober 2023 | 173. Jahrgang | Nr. 40 Debatten im Landtag : Seiten 4 und 5

mailto:anzeigen%40staatsanzeiger.de?subject=Anfrage


UNSERE VERWALTUNG
STAATSANZEIGER – Wochenzeitung für Wirtschaft, Politik                    und Verwaltung in Baden-Württemberg
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Der Ausbau der erneuerbaren Energien ist ein wichtiges Ziel der Landesregierung. FOTO: DPA/WESTEND61/EVA BLANCO

Rund um das Wochenende vom 23. bis 24. September dreht sich in Baden-Würt-

temberg wieder alles um Klimaschutz, Energiewende und Nachhaltigkeit. In dieser 

Zeit fi nden die Energiewendetage Baden-Württemberg statt. In diesem Jahr stehen 

sie unter dem Motto „Gemeinsam anpacken. Klimaneutral 2040“. Parallel werden 

auch bei den Nachhaltigkeitstagen viele Aktionen rund um Klimaschutz und Nach-

haltigkeit präsentiert. 

Bürgerinnen und Bürger können sich an diesem Wochenende wieder über erneu-

erbare Energien, Energiesparen, Klimaschutz und Energieeffi  zienz informieren. Sie 

erfahren, was sie selbst dazu beitragen können, um den Treibhausgasausstoß zu 

verringern. Denn damit das Land bis 2040 klimaneutral ist, bleibt noch eine Menge 

zu tun. Allein bis 2030 müssen noch 40 Millionen Tonnen Kohlendioxid eingespart 

werden, um das Zwischenziel einer Reduktion um 65 Prozent verglichen mit dem 

Energiewende- und Nachhaltigkeitstage

Das Land will 2040 
klimaneutral sein
Wie kann das Land bis 2040 klimaneutral werden? Mit 
diesem Thema werden sich auch die Energiewendetage 
im September befassen. Klimaschutz ist auch ein Thema 
der Nachhaltigkeitstage. VON STEFANIE SCHLÜTERVON STEFANIE SCHLÜTER

Basisjahr 1990 zu erreichen. Das ist mehr als das Doppelte von dem, was mit 18 Mil-

lionen Tonnen seit 1990 geschaff t wird. Die Landesregierung hat deshalb in diesem 

Jahr das Klimamaßnahmenregister vorgelegt. Darin sind notwendige Maßnahmen 

in den einzelnen Ressorts enthalten, die jährlich überprüft werden. Und das be-

deutet auch: Die einzelnen Ministerien müssen liefern. Besonders große Baustellen 

gibt es noch beim Verkehr, wo bislang keine Einsparungen erzielt wurden und bei 

den Gebäuden. 

Was der Einzelne gegen den Klimawandel tun kann

Bei den Energiewendetagen und den Nachhaltigkeitstagen kann jeder Einzelne 

erfahren, was er konkret gegen den Klimawandel tun kann. Denn dieser schreitet 

laut Experten schneller voran als noch vor einigen Jahren gedacht. Deshalb hat 

das Land zusätzlich auch die Strategie zur Anpassung an den Klimawandel fort-

geschrieben. Und zahlreiche Kommunen haben sich bereits auf den Weg gemacht, 

darunter etwa Karlsruhe, aber auch der Kreis Böblingen, der Karten zu Klimafolgen 

für alle Kommunen im Landkreis erstellt hat. ■
Weitere Informationen zu den Energiewendetagen: 
https://www.energiewendetage.baden-wuerttemberg.de/

Bürgergenos
senschaft

betreibt Nah
wärmenetz

Das Nahwärme
netz, das in der

Gemeinde Mauer bei Heidel-

berg ein Neubaugebiet u
nd ei-

nige Bestandsbauten
zu 100

Prozent mit erneuerbaren

Energien beheizt, gilt a
ls ge-

lungenes Beispiel dafür, wie

Wirtschaft, Kommunalpolit
ik

und eine Bürgerene
rgiegenos-

senschaft in einem Contrac-

ting-Projekt zusammenarbe
i-

ten können. Beim Contrac-

ting-Kongress i
n Stuttgart wird

das Projekt vor
gestellt.

Von Jürgen Schmidt

STUTTGART/K
ARLSRUHE. A

m An-

fang stand ein Problem und der

Wunsch der Bürgerene
rgiegenossen-

schaft Kraichg
au, in die Wärmever-

sorgung einzusteigen.
Das Problem:

In einer Wohnanlage mit 82 Eigen-

tumswohnungen
in Mauer im

Rhein-Neckar
-Kreis war einer der

beiden Gas-Heizkesse
l ausgefallen

und auch der zweite wa
r bereits ma-

rode. Es begann deshalb die Suche

nach einer Lösung für die künftige

Heizung und Warmwasserversor-

gung, die auch
dem baden-württem

-

bergischen E-Wärme-Gesetz gerecht

werden musste. 15 Proz
ent der Wär-

me musste aus erneuerbaren
Ener-

gien kommen.

Weil zeitgleich
die Erschließung

eines Neubaugebiet
s in direkter

Nachbarschaf
t beginnen sollte,

schlug das Wieslocher Beratungs-

unternehmen UBP-Contract
ing vor,

beide Vorhabe
n zu verbinden

und ein

Nahwärmenetz aufzuba
uen, dass na-

hezu vollständig auf regenerative

Energieträger
setzt. Die Gesc

häftsfüh-

rerin der UBP-Grup
pe, Beate Bruck-

ner, wird das Projekt b
eim Contrac-

ting-Kongress
in Stuttgart vorst

ellen.

960 Meter Nahw
ärmeleitung

im Neubaugebiet ve
rlegt

Nach ausführlichen
Diskussionen

stimmte sowohl der
Gemeinderat wie

auch die Eigentümerversammlung

der Wohnanlage dem Vorschlag der

Wärmeplaner zu. Es wurde festge-

legt, dass im
Zuge der Erschließu

ng

des neuen Wohngebiets die
Nahwär-

meleitungen gleich mitverlegt wer-

den. Insgesamt wurden 960 Meter

Leitung verlegt.Eine besondere Her-

ausforderung
war nach Einschätzung

der Bürgerenergie
genossenscha

ft,

dass die Heizzentrale unter die Erde

verlegt werden
musste.

Dies hatte die
Gemeinde zur Be-

dingung gemacht. Auf eine
r von der

Kommune gepachtet
en Freifläche im

Neubaugebiet
„Am Karlsbrunnen

“

wurde diese m
it Wänden aus Beton-

fertigteilen umgesetzt. Für di
e klima-

freundliche Energieversor
gung er-

wies sich diese Anforderung
als

Glücksfall. De
nn so konnte auf der

Fläche über de
r Heizzentrale

eine So-

larthermieanlage errichtet werden,

die Heizenergie ins Wärmenetz lie-

fert. Sie hat eine Leistung von über

30 Kilowatt, an
heißen Sommertagen

sogar 40.

Hauptwärmlieferant ist jedoch

ein Holzpellet-Ke
ssel, der über

eine

Leistung von 2
50 Kilowatt ve

rfügt. Auf

dem Grundstück der Heizzentrale

wurde zudem ein überdachter Car-

port mit einer Solara
nlage angelegt.

Diese liefert St
rom für den Betrieb

der

Anlage.
In der Heizzentrale

wurde zu-

dem ein Warmwasserspeiche
r mit

4500 Litern Fa
ssungsvermögen einge-

baut. Und auc
h in denNeub

auten des

Wohngebiets werden weitere Spei-

cher installiert. In
den Einfamilien-

häusern fassen sie 800, in den Mehr-

familienhäusern 1000 Liter. Sie sol-

len den Betrieb für die Nutzer opti-

mieren.

Im Endausbau
werden zwei

Mehrfamilien- und 21 Einfamilien-

häuser im Neubaugebiet
mit Wärme

versorgt. Hinz
u kommen ein weite-

res Bestandsg
ebäude und die Eigen-

tumswohnanlage.
Dort wurde fü

r be-

sonders kalte T
age einGasbre

nnwert-

kessel zur Erg
änzung eingeb

aut.

Für die Projektentwic
klung war

das Unterneh
men aus Wiesloch ver-

antwortlich.
Auftraggeber

für das

Wärmenetz war die Gemeinde, als

Contractor, al
so Auftragnehmer, tritt

die Bürgerene
rgiegenossens

chaft auf.

Sie betreibt das F
ernwärmenetz und

die Heizzentra
le in den kommenden

Jahren.

„Bürgerenergieg
enossenschaft

sorgt für eine hö
here Akzeptanz“

Diese Kombination der A
kteure ist für

den Leiter des Bereichs Contracting

bei der KEA-B
W, Anders Berg

, auch

das besondere an dem Projekt in

Mauer. „Das Co
ntracting-Proj

ekt hat

in diesem Fall eine Zusa
mmenarbeit

mit der lokalen
Bürgerenergie

genos-

senschaft und
somit eine aktive T

eil-

nahmeder Bürger*in
nen bei derWär-

mewende vor O
rt ermöglicht. So ein

e

Zusammenarbeit sorgt
für eine höhe-

re Akzeptanz d
er Bevölkerun

g und ist

daher ein wichtiger Best
andteil einer

erfolgreichen
Energiewende

“, erklärt

Contracting-E
xperte Berg.

Das Nahwärmene
tz in der Gemeind

e Mauer war das
erste Wärmeproje

kt, das die Bürger
energiegenossens

chaft Kraichgau v
erwirklicht hat. FO

TO: KEA-BW

Contracting

Contracting-Kon
gress findet zum

17. Mal statt

Der Contracting-Kong
ress der Klima-

schutz- und Energieagentur Baden-

Württemberg (KEA-BW) gilt als größte

Veranstaltung die
ser Art in Baden-

Würt-

temberg. In diesem Jahr findet er am

Mittwoch, 8. Nov
ember, statt. Tagu

ngs-

ort der 17. Auflag
e ist das Genoha

us in

Stuttgart in der Heilbronner S
traße, nur

eine U-Bahnstatio
n vom Hauptbahnhof

entfernt. Der Kong
ress beginnt um 10 Uhr,

das Programm endet gegen 16.30
Uhr.

Anmeldungen sind online auf der

entsprechenden
Webseite der KEA-BW

möglich.
https://contra

cting-kon-

gress.kea-bw.d
e/

Beratung für

Contracting

wird geförder
t

KARLSRUHE.
Damit Kommunen,

Wohnungsbaug
esellschaften und so-

ziale Einrichtungen
ihre Investitio-

nen für mehr Energieeff
izienz im Ge-

bäudesektor k
ünftig einfach

er umset-

zen können, hat d
as Umweltministe-

rium Baden-Württemberg vor zwei

Jahren das Förderprogram
m „Pro-

jektentwicklun
g Contracting“,

kurz

Pro-Eco, eingeführt. Dabei können

bis zu 75 Prozent der B
eratungskos-

ten gefördert wer
den. Die Höhe be-

misst sich nach der Einsparung an

Kohlendioxid,
die durch das geplan-

te Contracting-P
rojekt erreich

t wird.

Pro Prozent CO2-Redukt
ion wird ein

Prozent der Beratungskost
en bezu-

schusst – bis zum Höchstbetrag.

Grundvorauss
etzung für ein

e Bewilli-

gung ist aber –
neben weiteren Krite-

rien –, dass der Treibhausgas-
Aus-

stoß durch die Contractin
g-Maßnah-

me um 30 Prozent ver
mindert wird.

Unternehmen, Verbände und

Kommunen, die das Förderpro-

gramm nutzen wollen, könne
n sich

vom Kompetenzzentrum
Contrac-

ting der Klimaschutz und Energie-

agentur Baden-Württemberg (KEA-

BW) kostenlos un
d unverbindlic

h be-

raten lassen. Unabh
ängig von dem

Förderprogram
m bietet die KEA-BW

eine kostenlose Initialberatun
g zum

ThemaContracting
an. So können

In-

teressenten erfahren, ob sich die Sa-

nierung ihrer G
ebäude für die

Umset-

zung mit Contracting
eignet, welche

Partner infrag
e kommen und welche

Förderprogram
me es gibt. (sta)

Kurz notiert

Psychologen spre
chen über

Motivationsstrat
egien

STUTTGART. F
ür den aktuell

en Kon-

gress hat die K
limaschutz- und

Ener-

gieagentur (KEA) des Landes zwei

Psychologen eingeladen, di
e sich mit

der fehlenden
Motivation zur Umset-

zung von Ener
giewendeproje

kten be-

schäftigen. „V
om Wissen zum Tun –

Mehr Motivation beim Durchstarten

in der Kommune“ haben Christoph

Burger und Lisa Glinski ihren
Vor-

trag überschrieben
. Denn es gebe

noch immer Defizite bei der Umset-

zung, heißt es
bei der KEA. (s

ta)

MEHR ZUM THEMA

Weitere Informati
onen und das An

-

tragsformular unt
er:

https://kurzelink
s.de/proeco

Ihr Partner seit m
ehr als 75 Jahre

n.

Wir bieten Ihnen
die Komplettlösung ru

nd um die

Themen Heizen - Kü
hlen - Lüften!

Weitere Infos finde
n Sie

auf unserer Hom
epage

unter hoval.de

Hoval | Verantwo
rtung für Ener

gie und Umwe
lt

Humboldtstraße 30
| 85609 Aschhe

im | Telefon: 089
922097 - 0 | E-

Mail: info.de@ho
val.com

Hoval bietet Ihne
n eine breite Pro

duktpalette an G
roßanlagen von

der Wärmepumpe übe
r Biomasse bis h

in zu BHKW, Gaskessel und

Hochleistungs-T
rinkwassererwär

mer. Auch als hy
bride Lösung.

Gerne beraten w
ir Sie auch persö

nlich.

Heizsysteme mit Zukunft.

Systemgestaltun
g von klein bis G

roß.

www.buderus.de
/waermepumpe

Wärme-Contracting

für Industrie und
Immobilien

Machen Sie Ihr Unternehmen

fit für die Zukunft mit den

Wärme-Contracting-Lösungen

der Pfalzwerke! Planung, Bau

und Betrieb aus einer Hand.

PFALZWERKE AKTIENGESELLSCHAFT

Wredestraße 35 | 67059 Ludwigshafen

Telefon: 0621 585-2610 | E-Mail: edl@pfalzwerke.de

pfalzwerke.de

2G Energy AG | 2-g.com

2G BHKW

20 bis 4.500 kW

• Erdgas, Biogas,
Wasserstoff

• Effizienter Betrieb

• Hohe Zuverlässi
gkeit

• Modernste Techno
logie

Technik für Men
sch & Umwelt

Rud. Otto Meyer GmbH & Co. KG

Motorstraße 62
• 70499 Stuttgart

www.rom-e4.de
• 0711-1393-148

Die ROM-Technik bietet Ihren Kun-

den alle Produkte und Dienst-

leistungen der technischen Ge-

bäudeausrüstun
g.

Konzepterstellun
g, Planung, Mon-

tage, Installation, Betrieb und

Wartung, alles aus
einer Hand.

Mit dem ROM E4 Energieeffizienz

Dienstleistungs-
und Produkt-

portfolio unterstützen wir die

öffentliche Hand, die Industrie und

die Gewerbetreiben
den, ihren

Energieverbrauc
h zu analysieren,

Anlagentechnik
zu optimieren und

den Energieverbrauc
h und CO2

Ausstoß nachhaltig zu re
duzieren.

von Contractingan
lagen aus einer HandPlanung Realisierung

Betrieb

Tel. 07453 / 938
8-0

www.gauss-gm
bh.de

ENERGIE-CO
NTRACTING

Lohmühleweg 26
72213 Altenstei

g

Zahlreiche intell
igente

Lösungen und P
rodukte

für die Energiee
rzeugung,

deren Übertragu
ng und

Verteilung in Na
h- und

Fernwärmeproje
kten.

www.aqotec.co
m

aqotec - Die Zuku
nft

der Energieverso
rgungENERGIZE

YOUR
FUTURE

OTTE BHKW Technik GmbH

Schäferhauser Str.
12/2, 73240 Wendlingen

Telefonzentrale: 0
7024 97722 0 Fax: 07024 9772

2 99

kontakt@otte-bhkw-technik
.de

www.otte-bhkw-
technik.de
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Reform mit Weitsicht
Vor 50 Jahren wurden die Landkreise im 
Südwesten fusioniert. Wie ist die Bilanz?

Die Holzbau-O�ensive Baden-Württemberg

Förderung modellhafter Holzbauvorhaben über das Holz Innovativ Programm (HIP)

Terminankündigungen:
8.–9. November 2023:

Deutscher Holzkongress 
in Stuttgart23.–24. November 2023:

Klimafestival zur Bauwende in Berlin

4. Dezember 2023:
Jahresveranstaltung zur

Bildungs-O�ensive „Auf Holz bauen“

2.–3. Mai 2024:3. Fachkongress Holzbau
in Friedrichshafen

Förderanreize für
Kommunen undprivatwirtschaftliche

BauherrschaftenDas Förderprogramm HIP richtet sich mit

dem Förderaufruf „Innovation im Holzbau“

sowohl an ö�entliche, wie auch private

Bauherrschaften. Der Förderaufruf mit

weiteren Hinweisen, Förderkriterien und

den einschlägigen Formularen ist unter

https://2021-27.efre-bw.de/foerderaufruf/

holz-innovativ-programm-innovation-im-

holzbau/ abrufbar.

Ablaufschema HIP-Förderung

• Vorhabensskizze mit Anlagen in diesem

Wettbewerbsverfahren bis 15.03., 15.06.,

15.09. oder 31.12. eines Jahres an

efre@l-bank.de einreichen

• Die Jury Holzbau unter Vorsitz von Herrn

Prof. Stephan Birk sichtet und berät die

eingereichten Unterlagen, ggf. wird den

Einreichenden eine Präsentationsmög-

lichkeit eingeräumt
• Das Ministerium erteilt auf Grundlage der

Empfehlung der Jury den förderwürdigen

Vorhaben die Antragsberechtigung und

lehnt nicht förderwürdige Vorhaben ab

• Für die antragsberechtigten Vorhaben

kann nun mittels Vollantrag in Schriftform

bei der L-Bank die Förderung beantragt

werden• Die Bewilligung der Vorhaben erfolgt

durch die L-Bank
• Auf Ausgabenbasis der Baukostengrup-

pe 700 (nach DIN 276) können bei der

L-Bank die Fördermittel abgerufen werden

Holzbaupreis Baden-
Württemberg 2024Der Holzbaupreis Baden-Württemberg

2024 wird unter dem Dach der Holzbau-Of-

fensive BW und der Schirmherrschaft des 

Ministerium für Ernährung, Ländlichen

Raum und Verbraucherschutz BW ausge-

lobt. Ausgezeichnet werden herausragende

Bauvorhaben im Bestand, Bauten, Gebäu-

dekonzepte und zukunftsweisende Innovati-

onen aus Baden-Württemberg, die sich in-

tensiv mit Holz als dem nachhaltigen

Bausto� unserer Zeit auseinandersetzen.

Der Preis richtet sich an Bauherrinnen und

Bauherren, Planende und Ausführende glei-

chermaßen und würdigt die Gesamtleistung

auf dem Weg zu beispielhaften Holzbaupro-

jekten. Der Start der Auslobung ist für Ende

Oktober 2023 vorgesehen. Unter folgendem

QR-Code finden Sie die Preisträger 2022.

  https://www.holzbauo�ensivebw.de/

de/p/holzbaupreis-baden-
wurttemberg-2022/archiv-

holzbaupreis-bw-1102.html

Die Fuchshofschule der Stadt Ludwigsburg repräsentiert als 5,5-zügige Grundschule

in innovativer Holzbauweise die Möglichkeiten des Holzbaus. Die Stadt Ludwigsburg

geht hier mit sehr gutem Beispiel voran. Bauen mit Holz ist ein wesentlicher Beitrag zur

Erreichung der kommunalen Klimaschutzziele und der dringlichen Bauwende. Durch die

wegweisende Vorgehensweise im Brandschutz konnten die baurechtlich geforderten

Brandabschnitte organisiert werden. So entstehen durch einen umlaufenden Lauben-

gang Außenbereiche für jedes Klassenzimmer und die notwendigen Fluchtwege. Durch

die intelligente Bauweise und Bausto�wahl ist eine sortenreine Trennbarkeit der Materi-

alien am Ende der Nutzungsdauer möglich.

Holzbau: müllerblaustein HolzBauWerke GmbH

Planung: Von M GmbH
Tragwerk: Werner Sobek AG

Mit der Verwirklichung eines vitalen Mehrgenerationenwohnquartiers im neuen Stadtteil

Franklin-Mitte in Mannheim werden die zentralen Aspekte einer zukunftsweisenden gesell-

schaftlichen, ökologischen und ökonomischen Nachhaltigkeit im Wohnungsbau aufgezeigt.

Durch die Größe und Strahlkraft des Projektes werden die Vorteile des Holzbaus im Be-

reich Ökologie, klimaangepasstem Ressourcenverbrauch und optimierten Bauzeiten der

Ö�entlichkeit und den an einer Bauwende beteiligten Expertenkreisen präsentiert. Dieses 

lebendige, mit Holz entstehende Stadtquartier scha�t 90 rasch nutzbare, bezahlbare Miet-

wohnungen und einen hohen Nachhaltigkeitsanspruch. Hier wird lebendige und inklusive

Nachbarschaft gestärkt. Durch die Minimierung des CO2-Ausstoßes bei der Herstellung des 

Areals in Holz-Hybrid-Bauweise und durch die Nutzung von E-Mobilität, Carsharing und

Photovoltaik wird ein dauerhafter Beitrag zur signifikanten CO2-Reduktion geleistet.

Holzbau: oa.sys baut GmbH

Planung: Sauerbruch Hutton Gesellschaft von Architekten mbH

Tragwerk: PIRMIN JUNG Deutschland GmbH

Das neue Landratsamt in der Rollinstraße in Biberach wurde als viergeschossiges Ver-

waltungsgebäude in Holzhybridbauweise errichtet. Da diese innovative Bauweise im

Bereich der Büro- und Verwaltungsbauten wenig verbreitet ist, kann dies als Modell für

ö�entliche Vorhaben dienen, die sich mit vergleichbaren Bauaufgaben befassen. Das 

Gebäude im Passivhausstandard vereint Holzsichtigkeit, eindrucksvolle Atmosphäre im

Inneren mit herausragender Architektur. Der Sonderbau in Gebäudeklasse 4 erfüllt F60

Brandschutzanforderungen und konnte durch die hohe Vorfertigung der Brettsperrholz-

Massivwandplatten rasch realisiert werden.

Holzbau: Fritschle GmbH

Planung: Gurland+Seher Architekten, Rapp Architekten

Tragwerk: tragwerkeplus Hochbauplanung GmbH & Co. KG

Die Gemeinde Aldingen baut auf Holz und zeigt so auf sehr vorbildliche Weise wie

kommunale Wege zur Klimawende gehen. Im neuen Rathaus sind verschiedene Holz-

arten in den Innenräumen zu erleben und scha�en ein ausgezeichnetes Raumklima

sowie eine behagliche Atmosphäre für die Beschäftigten wie auch für die Besucher und

Besucherinnen. Zuvor wurde bereits eine Mehrzweckhalle im Ortsteil Aixheim aus Holz 

errichtet. Dabei legt die Kommune besonderen Wert im Rahmen ihrer Strategie, die

regional vorkommenden Baumarten Weißtanne, Fichte und Esche in bester handwerk-

licher Verarbeitung zu zeigen. Die Umsetzung erfolgte überwiegend durch versierte

Handwerksbetriebe aus der Region.
Holzbau: Zimmerei Markus Haller

Planung: BJW Architekten

Tragwerk: merz kley partner GmbH

Die Sporthalle Waldau liegt im Zentrum des Sport- und Erholungsgebiets Waldau, des 

zweitgrößten Sportareals in Stuttgart. Der besonders einladende Holzbau konnte so in

das nach Norden ansteigende Gelände integriert werden, dass nur ein Teil des Bau-

volumens sichtbar wird und die Halle sich elegant in die Umgebung einfügt. Die Lan-

deshauptstadt Stuttgart dokumentiert hier ihren Anspruch, nachhaltiger zu bauen und

durch die Verwendung von Holz zum Klimaschutz beizutragen. Einzig die erdberührten

Bauteile sind in Stahlbeton umgesetzt worden, das Haupt- und Dachtragwerk der Halle

ist bemerkenswert filigran und intelligent aus Rotbuche, der dominierenden Baumart im

Stuttgarter Wald, gefertigt.Holzbau: müllerblaustein HolzBauWerke GmbH

Planung: Glück + Partner GmbH

Tragwerk: merz kley partner GmbH

Fünf Beispielprojekte HIP FörderprogrammFuchshofschule Ludwigsburg –

Eine Schule nach Cradle to Cradle Grundsätzen

Landratsamt Biberach –
Ökologisch wie ökonomisch weitergedachter Verwaltungsbau

Rathaus Aldingen –
Neubau in nachhaltiger Holzbauweise

Sporthalle Waldau –
Dreifachsporthalle in innovativer Holzbauweise im Sport- und

Erholungsgebiet Waldau (Stuttgart)

Franklin Village –
Ökologisches Mehrgenerationenquartier in moderner Holzbauweise

45. FachtagungHolzbau Baden-WürttembergRund 350 Teilnehmer, 36 Aussteller und vie-

le Impulse für den Holzbau: Am 19. Oktober

2023 fand die Fachtagung Holzbau Baden-

Württemberg zum 45. Mal statt. Unter dem

Leitthema Holz-Hybridbau wurden aktuelle

Highlights präsentiert, so das Holzhochhaus 

„CARL“ in Pforzheim und das Nachhaltig-

keitsprojekt „Hortus“ bei Basel. Die Ver-

anstaltung in der Filderhalle in Leinfelden

wurde von proHolzBW in Kooperation mit

der Hochschule Biberach und der Holzbau-

O�ensive Baden-Württemberg organisiert.

  https://www.proholzbw.de
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Sonderthemen 2024

 � Bauen im Land

 � Klima & Energie

 � Infrastruktur – Verkehr & Stadtentwicklung

 � Beschaffung – Fahrzeuge/Hardware/Software

 � Finanzen – Banken/Versicherung/Dienstleistung

 � Sicherheit – Gebäude/EDV/Brandschutz

 � Beruf & Karriere – Aus- und Weiterbildung

 � Made in Baden-Württemberg

 � Unsere Verwaltung

Anzeigenberatung 
Telefon 0711 666 01-222 
E-Mail anzeigen@staatsanzeiger.de 

Themenplanübersicht 
siehe QR-Code
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Technische Angaben

Format (B x H) 
Rheinisches Format 350 mm x 510 mm

Satzspiegel (B x H) 
324 mm x 485 mm

Spaltenbreite

Grundschrift 
Textteil: Utopia, 9 Punkt. 
Anzeigenteil: Excelsior bzw. Helvetica 8 Punkt.

Druckverfahren, Auflösung/Raster 
Rollen-Offsetdruck, CTP, 40er-Raster.

Bildauflösung 
200 dpi für Graustufen- und Farbbilder. 
1.270 dpi für Strichzeichnungen.

Spalten 1 2 3 4 5 6

mm 50,75 105,40 160,05 214,70 269,35 324,00

Farben 
HKS- und Pantonefarben werden grundsätzlich 
aus der Euroskala gedruckt. Es gelten die Prozent-
werte des HKS-Gremiums. Drucktechnisch 
bedingte geringfügige Abweichungen im Farbton 
berechtigen nicht zu Ersatzansprüchen oder 
Preisnachlässen. Die entsprechenden 
ICC-Profile, ISOnewspaper26v4.icc (Farbe) 
und ISOnewspaper26v4_gr.icc (Graustufen), 
sind unter www.ifra.de erhältlich.

Tonwerte 
Punktzuwachs: ca. 26 %, 
technisches Raster: mind. 15 %, 
maximale Flächendeckung: 240 %, 
Linienstärke: mind. 0,2 mm, 
Lichtpunkt = 7 %, 
Tiefenpunkt = 90 %.

Druckunterlagen 
Anlieferung nur digital. Geschlossenes Format 
(mit eingebundenen Bildern und Schriften). 
Keine offenen Daten. Filme und Proofs können 
nicht verarbeitet werden. Anlieferung als 
PDF/X-3. Alternativ auch als EPS oder Postscript.

PostScript (PS)-Dateien 
Postscript-Druckertreiber verwenden. 
Bei Farbdateien keine Vorseparation. 
Schriften einbinden.

PDF-Dateien 
Bitte ausschließlich mit Acrobat Distiller erstellen. 
Einstellungen (Settings) können von uns zur 
Verfügung gestellt werden. Verwendung 
von anderen PDF-Tools könnten zu Qualitäts-
problemen führen.

EPS-Dateien 
Bitte Schriften einbinden bzw. in Zeichenpfade/ 
Kurven umwandeln.

14



Ferientermine 2023 für Baden-Württemberg: Weihnachten 21.12.22 – 07.01.23, Ostern 06.04.23 – 15.04.23, Pfingsten 30.05.23 – 09.06.23

Januar Februar März April Mai Juni
Info 
AS =  Anzeigenschluss,  
immer 15 Uhr
Staatsanzeiger, Zentralblatt, 
Stellenanzeigen, Landesaus- 
schreibungsblatt
ET =  Erscheinungstermin

  Vorgezogener Anzeigenschluss

Kontakt 
Staatsanzeiger für  
Baden-Württemberg GmbH & Co. KG
Breitscheidstraße 69
70176 Stuttgart
www.staatsanzeiger.de 

Anzeigenabteilung  
E-Mail anzeigen@staatsanzeiger.de 
Telefon 07 11.6 66 01-222
www.staatsanzeiger.de/anzeigen

Ausschreibungsdienst  
E-Mail ausschreibungen@staatsanzeiger.de 
Telefon 07 11.6 66 01-477

ERSCHEINUNGS- 
TERMINE 2024
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Neujahr

Heilige Drei Könige

AS Nr. 1

ET Nr. 1

AS Nr. 2

ET Nr. 2

AS Nr. 3

ET Nr. 3

AS Nr. 4

ET Nr. 4

AS Nr. 5

ET Nr. 5

AS Nr. 6

ET Nr. 6

AS Nr. 7

ET Nr. 7

AS Nr. 8

ET Nr. 8

AS Nr. 9

ET Nr. 9

AS Nr. 10

ET Nr. 10

AS Nr. 11

ET Nr. 11

AS Nr. 12

ET Nr. 12

AS Nr. 13

ET Nr. 13

Karfreitag

Ostersonntag

Ostermontag

AS Nr. 14

ET Nr. 14

AS Nr. 15

ET Nr. 15

AS Nr. 16

ET Nr. 16

AS Nr. 17

ET Nr. 17

AS Nr. 18

ET Nr. 18

AS Nr. 19

Christi Himmelfahrt

ET Nr. 19

 

AS Nr. 20

ET Nr. 20

Pfingstsonntag

Pfingstmontag

AS Nr. 21

ET Nr. 21

AS Nr. 22

Fronleichnam

ET Nr. 22

AS Nr. 23

ET Nr. 23

AS Nr. 24

ET Nr. 24

AS Nr. 25

ET Nr. 25

Erscheinungsweise 
Wöchentlich jeden Freitag

50 Ausgaben pro Jahr 
Außer 05.01.2024 und 27.12.2024 

Ist der Freitag ein Feiertag, erscheint 
der Staatsanzeiger i. d. R. einen Tag früher. 
Erscheinungskalender zum Download

www.staatsanzeiger.de > Anzeigen > Downloads.

Anzeigenschluss 
Mittwochs 15:00 Uhr 
(in Wochen mit Feiertagen 1 Tag früher)

Technische Angaben

Bitte nicht verwenden 
DCS-Formate, Haarlinien, RGB-/LAB-Bilder, 
Duplexbilder mit Sonderfarben.

Gesamtfarbauftrag 
Maximal 240 %

Format 
Dokumentgröße muss der Anzeigengröße 
entsprechen. Keine Seitenränder definieren, 
keine Auftragsinformationen hinzufügen.

Anzeigenauftrag 
Zu jeder übermittelten Anzeige ist eine Begleit-
information mit Angaben zu folgenden Punkten 
erforderlich: Kunde, Auftraggeber, Ausgabe, 
Erscheinungstermin, Anzeigenformat, Farbig-
keit, Art der Datei, Erstellungsprogramm und 
Ansprechpartner.

Beilagenanlieferung 
3 Tage vor der Beilegung frei Haus. 
Alle Beilagen ungebündelt und unverschränkt 
anliefern. Pakete deutlich beschriften mit 
Inhalts- und Mengenangabe sowie Angabe 
der zu belegenden Ausgabe.

Ungeheuer + Ulmer KG GmbH & Co. 
c/o Beilage Staatsanzeiger BW 
Körnerstraße 14-18 
71634 Ludwigsburg
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Allgemeine Geschäftsbedingungen

1. „Anzeigenauftrag” im Sinn der nachfolgenden Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen ist der Vertrag über die Veröffentlichung einer 
oder mehrerer Anzeigen eines Werbungtreibenden oder sonstigen 
Inserenten in einer Druckschrift zum Zweck der Verbreitung.

2. Anzeigen sind im Zweifel zur Veröffentlichung innerhalb eines 
Jahres nach Vertragsabschluss abzurufen. Ist im Rahmen eines 
Abschlusses das Recht zum Abruf einzelner Anzeigen eingeräumt, 
so ist der Auftrag innerhalb eines Jahres seit Erscheinen der ersten 
Anzeige abzuwickeln, sofern die erste Anzeige innerhalb der in Satz 1 
genannten Frist abgerufen und veröffentlicht wird.

3. Bei Abschlüssen ist der Auftraggeber berechtigt, innerhalb der ver-
einbarten bzw. der in Ziffer 2 genannten Frist auch über die im Auf- 
trag genannte Anzeigenmenge hinaus weitere Anzeigen abzurufen.

4. Wird ein Auftrag aus Umständen nicht erfüllt, die der Verlag nicht 
zu vertreten hat, so hat der Auftraggeber, unbeschadet etwaiger 
weiterer Rechtspflichten, den Unterschied zwischen dem gewährten 
und dem der tatsächlichen Abnahme entsprechenden Nachlass 
dem Verlag zu erstatten. Die Erstattung entfällt, wenn die Nicht-
erfüllung auf höhere Gewalt im Risikobereich des Verlages beruht.

5. Aufträge für Anzeigen, die erklärtermaßen ausschließlich in be-
stimmten Nummern, bestimmten Ausgaben oder an bestimmten 
Plätzen der Druckschrift veröffentlicht werden sollen, müssen so 
rechtzeitig beim Verlag eingehen, dass dem Auftraggeber noch vor 
Anzeigenschluss mitgeteilt werden kann, wenn der Auftrag auf 
diese Weise nicht auszuführen ist. Rubrizierte Anzeigen werden in 
der jeweiligen Rubrik abgedruckt, ohne dass dies der ausdrück-
lichen Vereinbarung bedarf.

6. Anzeigen, die aufgrund ihrer redaktionellen Gestaltung nicht als 
Anzeigen erkennbar sind, werden als solche vom Verlag mit dem 
Wort „Anzeige“ deutlich kenntlich gemacht.

7. Der Verlag behält sich vor, Anzeigenaufträge – auch einzelne Abrufe 
im Rahmen eines Abschlusses – und Beilagenaufträge wegen 
des Inhalts, der Herkunft oder der technischen Form nach einheit-
lichen, sachlich gerechtfertigten Grundsätzen des Verlages abzu-
lehnen. Dies gilt auch für Aufträge, die bei Vertretern aufgegeben 
werden. Beilagenaufträge sind für den Verlag erst nach Billigung 
eines vorgelegten Musters bindend. Beilagen, die durch Format 
oder Aufmachung beim Leser den Eindruck eines Bestandteils der 
Zeitung oder Zeitschrift erwecken oder Fremdanzeigen enthalten, 
werden nicht angenommen.

8. Für die rechtzeitige Lieferung des Anzeigentextes und einwand-
freier Druckunterlagen oder der Beilagen ist der Auftraggeber ver-
antwortlich. Für erkennbar ungeeignete oder beschädigte Druck-
unterlagen fordert der Verlag unverzüglich Ersatz an. Der Verlag 
gewährleistet die übliche Druckqualität im Rahmen der durch die 
Druckunterlagen gegebenen Möglichkeiten.

9. Der Auftraggeber hat bei ganz oder teilweise unleserlichem, 
unrichtigem oder bei unvollständigem Abdruck der Anzeige An-
spruch auf Zahlungsminderung oder eine einwandfreie Ersatzan-
zeige, aber nur in dem Ausmaß, in dem der Zweck der Anzeige 
beeinträchtigt wurde. Lässt der Verlag eine ihm hierfür gestellte 
angemessene Frist verstreichen oder ist die Ersatzanzeige erneut  
nicht einwandfrei, so hat der Auftraggeber ein Recht auf 
Zahlungsminderung oder Rückgängigmachung des Auftrages. 
Schadensersatzansprüche aus positiver Forderungsverletzung, 
Verschulden bei Vertragsabschluss und unerlaubter Handlung sind 
ausgeschlossen. Schadensersatzansprüche aus Unmöglichkeit 
der Leistung und Verzug sind beschränkt auf Ersatz des vorher-
sehbaren Schadens und auf das für die betreffende Anzeige oder 
Beilage zu zahlende Entgelt. Dies gilt nicht für Vorsatz und grobe 
Fahrlässigkeit des Verlegers, seines gesetzlichen Vertreters und 
seines Erfüllungsgehilfen. Eine Haftung des Verlages für Schäden 
wegen des Fehlens zugesicherter Eigenschaften bleibt unberührt. 
Im kaufmännischen Geschäftsverkehr haftet der Verlag darüber 
hinaus auch nicht für grobe Fahrlässigkeit von Erfüllungsgehilfen; 
in den übrigen Fällen ist gegenüber Kaufleuten die Haftung für 
grobe Fahrlässigkeit dem Umfang nach auf den voraussehbaren 
Schaden bis zur Höhe des betreffenden Anzeigenentgelts be-
schränkt. Reklamationen müssen – außer bei nicht offensicht-
lichen Mängeln – innerhalb von vier Wochen nach Eingang von 
Rechnung und Beleg geltend gemacht werden.

10. Probeabzüge werden nur auf ausdrücklichen Wunsch geliefert, 
sofern der Auftraggeber diese bis spätestens drei Arbeitstage vor 
Erscheinen der Anzeige anfordert. Der Auftraggeber trägt die Ver-
antwortung für die Richtigkeit der zurückgesandten Probeabzüge. 
Der Verlag berücksichtigt alle Fehlerkorrekturen, die ihm inner-
halb der bei der Übersendung des Probeabzuges gesetzten Frist 
mitgeteilt werden. Sendet der Auftraggeber den ihm rechtzeitig 
übermittelten Probeabzug nicht innerhalb der gesetzten Frist 
zurück, so gilt die Genehmigung zum Druck als erteilt.

11. Besondere Größenvorschriften können nur bei fertig gelieferter 
Druckvorlage berücksichtigt werden. Sonst wird die nach Art der 
Anzeige übliche, tatsächliche Abdruckhöhe der Berechnung zu-
grunde gelegt.

12. Falls der Auftraggeber nicht Vorauszahlung leistet, wird die Rech-
nung sofort, möglichst aber 14 Tage nach Veröffentlichung der 
Anzeige, übersandt. Die Rechnung ist innerhalb der aus der Preis-
liste ersichtlichen, vom Empfang der Rechnung an laufenden Frist 
zu bezahlen. Etwaige Nachlässe für vorzeitige Zahlung werden 
nach der Preisliste gewährt.

13. Wird die Zahlungsfrist vom Auftraggeber überschritten, werden 
Zinsen in Höhe von 3 v. H. über dem jeweils gültigen Basiszins-
satz der Europäischen Zentralbank sowie die Einziehungskosten 
berechnet. Der Verlag kann bei Zahlungsverzug die weitere Aus-
führung des laufenden Auftrages bis zur Bezahlung zurückstellen 
und für die restlichen Anzeigen Vorauszahlung verlangen. Bei Vor-
liegen begründeter Zweifel an der Zahlungsfähigkeit des Auftrag-
gebers ist der Verlag berechtigt, auch während der Laufzeit eines 
Anzeigenabschlusses das Erscheinen weiterer Anzeigen ohne 
Rücksicht auf ein ursprünglich vereinbartes Zahlungsziel von der 
Vorauszahlung des Betrages und von dem Ausgleich offenstehender 
Rechnungsbeträge abhängig zu machen.

14. Der Verlag liefert mit der Rechnung einen Anzeigenbeleg in der 
Regel in Form eines Anzeigenausdrucks. Weitere Belege sind 
kostenpflichtig. Kann ein Beleg nicht mehr beschafft werden, so 
tritt an seine Stelle eine rechtsverbindliche Bescheinigung des 
Verlages über die Veröffentlichung und Verbreitung der Anzeige.

15. Kosten für die Anfertigung bestellter Fotoabzüge, Proofs und 
Zeichnungen sowie von dem Auftraggeber gewünschte oder 
zu vertretende erhebliche Änderungen ursprünglich vereinbarter 
Ausführungen hat der Auftraggeber zu tragen.

16. Aus einer Auflagenminderung kann bei einem Abschluss über 
mehrere Anzeigen ein Anspruch auf Preisminderung hergeleitet 
werden, wenn im Gesamtdurchschnitt des mit der ersten Anzeige 
beginnenden Insertionsjahres die in der Preisliste oder auf andere 
Weise genannte durchschnittliche Auflage oder wenn eine Auflage 
nicht genannt ist – die durchschnittlich verkaufte (bei Fachzeit- 
schriften gegebenenfalls die durchschnittlich tatsächlich verbreitete) 
Auflage des vergangenen Kalenderjahres unterschritten wird. Eine 
Auflagenminderung ist nur dann ein zur Preisminderung berechtigter 
Mangel, wenn sie bei einer Auflage bis zu 50.000 Exemplaren 20 
v. H., bei einer Auflage bis zu 100.000 Exemplaren 15 v. H., bei einer 
Auflage bis zu 500.000 Exemplaren 10 v. H., bei einer Auflage 
über 500.000 Exemplaren 5 v. H. beträgt. Darüber hinaus sind bei 
Abschlüssen Preisminderungsansprüche ausgeschlossen, wenn 
der Verlag dem Auftraggeber von dem Absinken der Auflage so 
rechtzeitig Kenntnis gegeben hat, dass dieser vor Erscheinen der 
Anzeige vom Vertrag zurücktreten konnte.
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17. Bei Ziffernanzeigen wendet der Verlag für die Verwahrung und 
rechtzeitige Weitergabe der Angebote die Sorgfalt eines ordent-
lichen Kaufmanns an. Einschreibebriefe und Eilbriefe auf Ziffern-
anzeigen werden nur auf dem normalen Postweg weitergeleitet. 
Nachsendungen bzw. Aufbewahrung der Eingänge erfolgen 
bis längstens vier Wochen nach Erscheinen der Ziffernanzeige. 
Zuschriften, die in dieser Frist nicht abgeholt sind, werden ver-
nichtet. Wertvolle Unterlagen sendet der Verlag zurück, ohne 
dazu verpflichtet zu sein. Dem Verlag kann einzelvertraglich 
als Vertreter das Recht eingeräumt werden, die eingehenden 
Angebote anstelle und im erklärten Interesse des Auftraggebers 
zu öffnen. Briefe, die das zulässige Format DIN A 4 überschreiten, 
sowie Waren, Bücher-, Katalogsendungen und Päckchen sind von 
der Weiterleitung ausgeschlossen und werden nicht entgegen-
genommen. Eine Entgegennahme und Weiterleitung kann jedoch 
ausnahmsweise für den Fall vereinbart werden, dass der Auftrag-
geber die dabei entstehenden Gebühren/Kosten übernimmt.

18. Druckunterlagen werden nur auf besondere Anforderung an den 
Auftraggeber zurückgesandt. Die Pflicht zur Aufbewahrung endet 
drei Monate nach Ablauf des Auftrages.

19. Erfüllungsort ist der Sitz des Verlages. Im Geschäftsverkehr mit 
Kaufleuten, juristischen Personen des öffentlichen Rechts oder bei 
öffentlich-rechtlichen Sondervermögen ist bei Klagen Gerichts-
stand der Sitz des Verlages. Soweit Ansprüche des Verlages nicht 
im Mahnverfahren geltend gemacht werden, bestimmt sich der 
Gerichtsstand bei Nicht-Kaufleuten nach deren Wohnsitz. Ist der 
Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt des Auftraggebers, auch 
bei Nicht-Kaufleuten, im Zeitpunkt der Klageerhebung unbekannt 
oder hat der Auftraggeber nach Vertragsschluss seinen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt aus dem Geltungsbereich des 
Gesetzes verlegt, ist als Gerichtsstand der Sitz des Verlages ver-
einbart.

20. Abweichend von Nummer 6 berechtigt eine Auflagenminderung 
bei Titeln, die heftbezogene Auflagendaten veröffentlichen, nur 
dann zu einer Preisminderung, wenn und soweit sie bei einer 
Auflage („Garantieauflage“) 15 v. H. überschreitet. Voraussetzung 
für einen Anspruch auf Preisminderung ist ein rabattfähiger Ab-
schluss auf Basis der Mengenstaffel und für mindestens drei 
Ausgaben. Grundlage für die Berechnung der Preisminderung ist 
der Auftrag pro Unternehmen, soweit nicht bei Auftragserteilung 
eine Abrechnung nach Marken, die bei Auftragserteilung zu defi-
nieren sind, vereinbart wurde. Die mögliche Auflagenminderung 
errechnet sich als Saldo der  Auflagenüber- und Auflagenunter-
schreitungen der belegten Ausgaben innerhalb des Insertions-
jahres. Die Rückvergütung erfolgt am Kampagnenende auf Basis 
des Kundennettos unter Berücksichtigung der bereits gewährten 

Agenturvergütung als Naturalgutschrift oder, wenn dies nicht 
mehr möglich ist, als Entgelt. Ein Anspruch auf Rückvergütung 
besteht nur, wenn die Rückvergütungssumme mindestens 
3.000 € beträgt. 
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Zusätzliche Geschäftsbedingungen

a) Anzeigenaufträge sind schriftlich (Brief, Fax, E-Mail, eStellen-Upload) 
zu erteilen. Für Fehler infolge undeutlicher Niederschrift sowie 
fernmündlich veranlasster Änderungen übernimmt der Verlag 
keine Haftung für die Richtigkeit der Wiedergabe. Bei Satzfehlern 
entsteht in keinem Fall Anspruch auf Schadensersatz; es kann nur 
die Aufnahme einer sachgerechten Berichtigung verlangt werden.

b) Der Verlag wendet bei Entgegennahme und Prüfung der Anzeigen-
texte die geschäftsübliche Sorgfalt an, haftet aber nicht, wenn er 
von den Auftraggebern irregeführt oder getäuscht wird.

c) Bei Änderung der Anzeigenpreise treten die neuen Bedingungen 
auch bei laufenden Aufträgen sofort in Kraft. Für die Aufnahme von 
Anzeigen an bestimmten Plätzen kann keine Gewähr übernommen  
werden. Bestimmte Platz und Datumsvorschriften des Auftraggebers 
sind nur bindend, wenn sie vom Verlag schriftlich bestätigt wurden. 
Gestaltungsvorschriften können nur im Rahmen der technischen 
Möglichkeiten berücksichtigt werden.

d) Widerruft der Auftraggeber seinen Auftrag oder ändert er ihn ab, 
nachdem die Anzeige gesetzt wurde, berechnet der Verlag 30 % 
des Anzeigenpreises.

e) AE-Provision erhalten nur Agenturen, die Anzeigen gewerbsmäßig 
im eigenen Namen und für eigene Rechnung erwerben und an 
Dritte weiterveräußern. Für Festpreise, Sonderformate und Aktions- 
preise wird keine AE-Provison gewährt.

f) Im Falle höherer Gewalt erlischt jede Verpflichtung auf Erfüllung 
von Aufträgen und Leistung von Schadensersatz; letztere auch für 
etwa nicht oder nicht rechtzeitig veröffentlichte Anzeigen.

g) Der Auftraggeber trägt allein die Verantwortung für den Inhalt und 
die rechtliche Zulässigkeit der für die Insertion gestellten Text- und 
Bildunterlagen. Dem Auftraggeber obliegt es, den Verlag von An-
sprüchen Dritter freizustellen, die diesen aus der Ausführung des 
Auftrages, auch wenn er abbestellt sein sollte, erwachsen. Der 
Verlag ist nicht verpflichtet, Aufträge und Anzeigen daraufhin zu 
prüfen, ob durch sie Rechte Dritter beeinträchtigt werden. Durch 
Erteilung eines Anzeigenauftrages verpflichtet sich der Inserent, 
die Kosten der Veröffentlichung einer Gegendarstellung, die sich 
auf tatsächliche Behauptungen der veröffentlichten Anzeige bezieht, 
zu tragen, und zwar nach Maßgabe des jeweils gültigen Anzeigen-

tarifs. Erscheinen abbestellte Anzeigen, so stehen auch dem 
Auftraggeber daraus keinerlei Ansprüche gegen den Verlag zu.

h) Der Verlag ist nicht verpflichtet, im Chiffredienst Zuschriften von 
Computer-Servicediensten, Chiffre-Servicediensten und gewerb-
lichen Schreibbüros weiter zu leiten.

i) Die Vertragsdaten des Auftraggebers werden in einer EDV-Anlage 
verarbeitet und über den Zeitpunkt der Vertragserfüllung hinaus 
gespeichert.

j) Preisvergünstigungen aufgrund besonderer Übertragungswege 
und Datenformate werden nur gewährt bei Einhaltung der entspre-
chenden Vorgaben des Verlags.

k) Datenschutz: Gemäß § 33 BDSG weisen wir darauf hin, dass im 
Rahmen der Geschäftsbeziehungen die erforderlichen Kunden- 
und Lieferantendaten mittels elektronischer Datenverarbeitung 
gespeichert werden.

l) Besteht der Kunde entgegen der technischen Empfehlung des 
Verlags auf der Veröffentlichung seiner überlieferten (digitalen u. ä.) 
Druckvorlagen, steht ihm kein Preisminderungs- oder sonstiger 
Anspruch zu, falls das Druckergebnis nicht seinen Vorstellungen 
entspricht (z. B. Schriften, Rasterweiten). Falls der Kunde Computer- 
viren mit seinen Druckunterlagen übermittelt, kann der Verlag 
diese Datei sofort löschen, ohne dass dem Kunden irgendwelche 
Ansprüche zustehen; der Verlag unterrichtet den Kunden hierüber 
unverzüglich.

Auch online unter 
https://archiv.staatsanzeiger.de/agb 

https://archiv.staatsanzeiger.de/agb/
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